
Verordnungsblatt
für den

Magistrat dcrk. k. NcWhailpt- und Nrsidknzstadt Wien.

Jahrgang 1866.
V 153 erschien am 31 . Jänner 1866.

5Z3,

Erlaß - er k. k. ». ö. Statthalterei
vom 14 . November 1865 , Z . 42 .426 , Mag . Z . 154 .081,

die Bewilligung zum Hausirhandel mit Broderzeugnissen betreffend.

Das k. k. Ministerium für Handel und Volkswirthschaft hat mit dem Erlasse vom

30 . Oktober 1865 , Zahl 14 .612 , das Feilbieten der Broderzeugnisse von Haus zu Haus , für Wien
im Sinne des §. 52 des Gewerbe - Gesetzes allgemein zu gestatten befunden.

Aus diesem Anlasse findet die Statthaltern anzuordnen , daß das Gewicht und die Preise
der Gebäckssorten , welche nach der h. o . Verordnung vom 17 . September 1860 , Z . 42 .069 (s. Verord .-
Blatt , Jahrgang 1861 , S . 52 ) , in den Verschleißlokalitäten in deutlicher Weise für Jedermann

bei Strafe von 2 bis 15 fl. ersichtlich zu machen find , künftig auch an den äußern Thürseiten der
Verkausslokalitaten , sowie an den Verkaufsständen , Hütten und Wägen bei gleicher Strafe ersicht¬
lich gemacht werden.

Es versteht sich übrigens von selbst , daß auch die Hausirer mit Broderzeugnissen gleich
den anderen Brodverkäufern verpflichtet find , dem Käufer aus Verlangen das zum Verkaufe be¬
stimmte Gebäcke abzuwägen.

SI4
Magistrats - Beschluß

vom 26 . November 1865 , Z. 132 .401,

mit Welchem die Justrukzion für jene Magistrats - Beamten , welche bei Schneefall oder

Glatteis zur Vornahme der Trottoirs -Respizirungen bestimmt werden , festgesetzt wird.

§ . 1 . Bei einem Schneefall oder Glatteis werden die Trottoirs oder Gehwege längs der
Häuser im ganzen Gemeindebezirk von einer gemeinschaftlichen Kommission , bestehend aus einem
Beamten der k. k. Polizeibehörde und einem Magistratsbeamten , bei welcher in den Vorstadt¬

gemeinden auch ein Bezirks Ausschuß interveniren wird , zu dem Ende respizirt . damit die auf die
Reinhaltung und Bestreuung derselben bezügliche Magistrats - Verordnung allenthalben genau
befolgt werde.
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tz. 2 . Der ;u diesen Respizirungen designirte maqistr . Kommissär hat sich daber bei einem

Schneefall oder Glatteise nnoerweilt auf das k. k. Polizei -Kommissariat des ibm zugewiesenen Be¬
zirkes zn begeben , und sich allhier mit dem von Seite der k k Polizeibebörde zu demselben Zwecke
delegirten Beamten , und in den Borstädten mit dem von dem Bezirksvorsteher mit derselben Mission
betrauten Bezirks Ausschuß in das Einvernehmen zn setzen.

tz. 3 . Diese Kommission hat hierauf sämmtliche Trottoirs oder Gebweae des ihr zuaewiesenen

Bezirkes zn begehen und zu dem Ende in Augenschein zu nehmen , ob dieselben vorschriftsmäßig
vom Schnee und Eise gereiniget und bestreut worden sind.

tz. 4 Findet diese Kommission , daß vor einer Realität das Trottoir oder der Gehweg
nicht vorschriftsmäßig gereiniget oder bestreut ist , so bat sie den Hauseigentümer , Administrator

oder Hausbesorger auf die Gasse zn rufen , ihn auf das unterlaufene Saumsal aufmerksam zu
machen und zur Abhilfe zu ermahnen.

tz. 5 . In dem Falle , als der schuldtragende Hauseigentümer oder Hausbesorger nicht zur
Hand wäre , ist eine andere , in der Nachbarschaft wohnhafte , vertrauenswürdige Person auf die
Unterlassung aufmerksam zu machen.

§ 6 . Wird der Ermahnung zur Reinigung und Bestreuung des Trottoirs keine Folge
geleistet , so ist dieselbe aut Kosten des Säumigen  von Amtswegen zu veranlassen . In diesem
Falle hat der magistr . Kommissär einen oder zwei Taglöhner der Säuberungsanstalt zu requiriren
und durch sie die Reinigung und Bestreuung zu bewerkstelligen.

tz. 7 . Nach beendeter Respizirung sind die Nummern und Gassen jener Häuser , vor welchen
die Trottoirs nicht vorschriftsmäßig gereinigt und bestreut befunden wurden , genau in ein Berzeichniß
zn bringen.

Z. 8 . In dieses Berzeichniß sind jene Beträge , welche für die Reinigung und Bestreuung
von Amtswegen aufgelaufen sind , auftunebmen , dasselbe ist von den Kommissions - Mitgliedern zu

unterfertigen und hat am Schlüsse jedesmal die Klausel zu enthalten , daß die Säumigen auf die
Unterlassung aufmerksam gemacht und zur Abhilfe ermähnt wurden ; dieses Berzeichniß ist am näm¬
lichen Tage unmittelbar dem betreffenden Magistrals -Referenten zu übergeben

z. 9 Der mag ' str . Kommissär hat sich bei dieser Funktion mit Anstand und Gelassenheit zu be¬

nehmen , und sich in keinem Falle mit den Parteien in ein G <zäuke oder einen Wortstreit eiuzulassen.

SIS
Geml -in- eraths -Veschluß

vom 1. Dezember 1865 , Z . 7127 , Mag . Z 160 920,

mit welchem die speziellen Bedingungen und die Instrnkzion für die Uebernahme der

Material - Artikel für alle städtischen Anstalten genehmigt werden.

Spezielle Bedingungen.
§ I . Jeder Unternehmungslustige hat vor dem Beginne der Versteigerung oder Behand¬

lung ein der vorgezeichueten , in jedem einzelnen Tarife namhaft gemachten Kaufton gleichkommen-
des Bidium zu erlegen , welches den Ntchterstebern nach be«ndigter Verhandlung allsogle ' ch wieder

zurückzestellt . von dem Ersteher aber als Kauften auf die Dauer des Kontrakten zurückvehalten,
und lhm dafür von der städtlschen Kassa der Erlagsschein ausgefertigt werden wird.



Diese Kauzion soll in der Regel entweder im Baren oder in öffentlichen Fondsobligazionen
kann aber auch ausnahmsweise in sonstigen börsemäßigen Effekten nach dem Kurse des der Ver¬

handlung vorhergehenden Tages berechnet , erlegt werden , und es bleibt in diesen letzteren Fallen
den Erstebern der Genuß der darauf haftenden Interessen Vorbehalten.

Unternehmungslustige , welche in der abgelaufenen Periode bereits Ersteher waren und die

vorgeschriebene Kauzion deponirt haben , sind von dem Erläge des Vadiums , und falls sie aber¬
mals Ersteber bleiben , selbstverständlich auch von einem neuerlichen Kauzionserlage befreit.

Der Gemeinderalh behält sich das Recht vor , Unternehmungslustige , welche mit der Kom¬

mune in Verrechnung stehen , und im genügenden Maße ausständige Forderungen an dieselbe haben,
vom Kauzionserlage freizu lassen.

§ . 2 . Dagegen haben die Lizitanten in ihren allfälligen Offerten die Post Nummern des

zur Offertverhandlung ausgeschriebenen Artikels , welchen sie ersteben wollen , genau zn bezeichnen.
§ . 3 . Die Eiuiieferung sämmtlicher Material -Artikel nach den vom Eisteher unterfertigten

Offertbedingnisseu hat bei zu liefernden größeren Partien zu einem Drittheil des ganzen Quan¬
tums längstens binnen drei Monaten vom Tage der vom Magistrate dem Lieferanten zugestellten
Verständigung über die Annahme seiner Offerte zu geschehen ; der zweite und dritte Drittheil ist
aber in einmonatlichen Zwischenräumen vom ersten Lteferungstermine au die betreffende Anstalt

zu liefern.
Bei Material - Artikeln , deren zu liefernde Stücke oder Ellenanzabl nicht bedeutend ist,

steht es dem Lieferanten frei , auch das ganze Quantum auf einmal , vor Ablauf des ersten Liefe¬
rungstermines zu liefern.

tz. 4 . Zur Uebernahme der gelieferten Waareu sollen nebst dem vom Magistrate ( Armen-
Departement ) beizuziehenden Beamten , nach dem Gemeinderaths -Beschlusse vom 27 . Oktober 1863 und

20 . Jänner 1865 , Z . 6308 , Sachverständige des Gemeinderathes zur Beurtheilung und definitiven
Entscheidung über Annahme oder Zurückweisung der Maaren zugezogen werden.

H 5 . Die bei dieser Beschau als nicht gualitätmäßig oder mustermäßig erkannten Maaren
werden zurückgewiesen und bleiben in dem Hauplmagazine des Versorguugshauses oder in anderen
Kommunalaustalten , wo Lieferungen sind , in dem betreffenden LieierungSorte liegen.

Diese dürfen unter keinem , welch' immer Namen habenden Vorwände dem Lieferanten

früher zurückgegeben werden , bevor nicht das , im Offertwege vom Lieferanten erstandene Gelammt-

quantum des betreffenden Artikels mustergemäßer Maaren geliefert und von der BeurtheiluugS-
Kommission übernommen worden ist.

Wenn von Seite der Lieferanten die eiugegangene Bediugniß hinsichtlich der Lieferzeit
nicht eingehalten wird , oder wenn der Lieferant für die ihm beanständeten Maaren nicht binnen

der festgesetzten Frist von 14 Tagen den Ersatz hiefür in mustergemäßer Maare eiuliefert , so ist

von Seite der Verwaltung durch den Magistrat au den Gemeinderalh ungesäumt die Anzeige zu
machen , welcher sodann hinsichtlich der Fristverlängerung (bei besonders berücksichtigungswürdigeu
Gründen ) oder Anschaffung des vom Lieferanten zu ersetzenden Quantums nach K. 10 der all¬
gemeinen Bedingnisse die weiteren Beschlüsse fassen wird.

Geschieht von Seite der Verwaltung diese Anzeige nicht zur reckten Zeit , oder es würde
durch ein derartiges Versäumniß das Interesse der Kommune geschädigt werden , so ist die Ver¬
waltung für die Folgen und Schäden verantwortlich zu machen.
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Bei Lieferungsgegenständen , die eine gewisse, vorgeschriebene Lange haben müssen , sollen

die eingelieferten Maaren in einem durch dieses . Längenmaß theilbaren Ellenmaß geliefert werden.
Z . B . bei Leintüchern , welche 3 Ellen lang sind , muß das Stück Leinwand ein solches Ellenmaß
haben , daß selbes durch drei getheilt werden kann.

Der Ueberschnß wird nicht in Rechnung genommen.

Alle Artikel müssen nach den bei der Offertverhandlung vorliegenden Mustern in der¬

selben Breite und Qualität geliefert werden.
Es ist nicht gestattet , daß eine schmälere Maare gegen dem übernommen werde , daß der

Lieferant den Abgang der Breite am Längenmaße ersetze.
Artikel , wie Trills , ungebleichter Zwillich u . s. w., die eingegangen geliefert werden sollen,

können von der Uebernahms -Kommisston hinsichtlich der Qualität im uneingegangenen Zustande be-

urtheilt und übernommen werden , und sind an den Enden mit dem Kommunal - Stempel zu bezeichnen.
Selbe werden dann einem von der Kommission als verläßlich anerkannten Appreteur aus

Kosten und Gefahr des Lieferanten zum Eingehenlassen des Stoffes übergeben.
Bei geschehener Rücklieferung wird sodann die Maare hinsichtlich der vorgeschriebenen

Breite und Länge gemessen , und geschieht die Bezahlung der Maaren nur nach diesem Ergebnisse.
Sollte ein Unternehmer aus Anlaß beanständeter Arbeitsleistungen oder Materiallieferungen

oder auf Grund sonstiger Klagen gegen die ordentliche Erfüllung seiner Verpflichtungen sich be¬
schwert fühlen , so sieht ihm das Recht der Berufung an den Gemeinderath offen.

tz. 6 . Für den Fall , als von einem Material -Artikel eine größere , als die bei der Lizitazion

angeforderte Quantität erforderlich wäre , so hat der Ersteher diesen Mehrbedarf längstens binnen
4 Wochen , von dem Tage der an ihn ergangenen Aufforderung an gerechnet , zu dem nämlichen

Preise uud Bedingnissen zu liefern.
Jedoch kann der Lieferant nur dann verpflichtet werden , diesen Mehrbedarf um denselben

Preis und Bedingniffe zu liefern , wenn derselbe nicht den dritten Theil des in der Offert¬
verhandlung erstandenen Gesammtquantums in diesem Artikel überschreitet.

L . Jnstrukzion.

§ . 1. Der Magistrat hat die Pflicht , den Gemeinderath , beziehungsweise die betreffende
Kommission rechtzeitig von dem Zeitpunkte der Uebernahme der Materialien zu verständigen , damit

die betreffenden Kemeinderäthe zur Beurtheilungs - Kommission rechtzeitig eingeladen werden können.
§ . 2 . Am Ende eines jeden Lieserungsjahres , und zwar im Monat September , ist eine

tabellarische Zusammenstellung von der Buchhaltung im Einvernehmen mit der Verwaltung zu ver¬
fassen , die einen Ueberblick über die qualitätmäßig gelieferten , sowie ausgeschlossenen Materialien,
dann über die den Offertbedingnissen entsprechende oder nicht entsprechende Lieferung der Kontra¬
henten , und über die im Laufe des Jahres gemachten Erfahrungen und wünschenswerthen Ab¬

änderungen enthält.
Schließlich sollen sämmtliche Verwaltungen der städtischen Versorgungs - und Waisenhäuser,

sowie sämmtliche städtischen Anstalten vom Herrn Bürgermeister beauftragt werden , ihre diesbezüg¬
lichen Bedürfnisse rechtzeitig bekannt zu geben , damit zu den betreffenden Offerkverhandlungen

die etwaigen neuen Mustervorlagen oder sonstigen wünschenswerthen Verbesserungen , so wie die
sonst nöthigen Vorkehrungen rechtzeitig getroffen werden können.
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316
Note - er k. k. Steuer - A - ministrazion für Wie»

vom 18 . Dezember 1865 , Z. 7712 Mag . Z . 168 .563,

mit welcher ersucht wird , bei Besteuerungen und Neassumirungeu in dem Verhandlungs-

Protokolle der bezüglichen Partei auch alle jene Gewerbe anzuführen , welche der zu besteuernde
oder in der Steuer zu erhöhende Handels - oder Gewerbsmann gleichzeitig betreibt.

Es haben sich bereits zu wiederholten Malen Fälle ergeben , wo Gewerbstreibende , welche

zwei oder mehrere Gewerbe besitzen , für ein weiter errichtetes Gewerbe neu besteuert oder rück-
sichtlich eines schon besitzenden Gewerbes in die Reasiumirungsverhandlung einbezogen wurden , ohne
daß bei dieser Verhandlung von dem gleichzeitigen Betriebe der übrigen Gewerbe eine Erwähnung

gemacht worden wäre.
Dieser Uebelftand zeigt sich insbesondere häufig bei der minderen Gewerbsklasse , welche

nur mit 10 fl. 50 kr., oder 5 fl . 25 kr. besteuert ist . Da die Bemessung der Einkommensteuer
bei den Gewerben der Kategorie per 5 fl. 25 kr. einzutreten hat , sobald der betreffende Gewerbs-

besitzer ein zweites Gewerbe besitzt, so liegt es im Interesse der Einkommensteuer , daß ein genauer
Vormerk über solche Handels - und Gewerbsleute geführt werde , welche zwei und mehrere Ge¬
werbe betreiben.

Dieser Vormerk wird nun zwar hierorts mit möglichster Genauigkeit geführt , es wird

jedoch auch der Magistrat die genauere Evidenzhaltung solcher Gewerbe wesentlich fördern , wenn
bei neuen Besteuerungen oder bei Reassumirungen in dem Vernehmungs -Protokolle der bezüglichen

Parteien auch immer alle andern Gewerbe mitangeführt werden , welche der neu zu besteuernde
oder in der Steuer zu erhöhende Handels - oder Gewerbsmann gleichzeitig führt.

Es wird das diensthöfliche Ersuchen gestellt , die bezüglichen mit den Erwerbsteuer -Antragen

betrauten Herren Funkzionäre in dieser Richtung entsprechend anzuweisen.

512
-

Erlaß - er k. k. österr. Finanz -Landes - Direktion
vom 18 . Jänner 1866 , Z . 905 , Mag . Z. 11 . 183,

die Stempelbehandlung der Eingaben in Steuerangelegenheiten betreffend.

Die Finanz - Landes - Direkzion hat Anlaß genommen , die Anfrage des Magistrates vom
11 . November 1865 , Z . 145 .974 , in Betreff der Stempelbehandlung der Gesuche um Termine oder

Raten zur Zahlung von Erwerbfteuer -Rückständen dem k. k. Finanz - Ministerium mit dem Anträge

vorzulegen , die Gebührenbefreiung wenigstens in dem Falle zugestehen zu wollen , wenn aus Anlaß
einer erfolglos durchgeführten Pfändung die mit der Steuer im Rückstände haftende Partei kommis-

sionell (protokollarisch ) um die Bewilligung von Zahlungsraten ansucht . Hierüber hat das k. k.

Finanz -Ministerium mit dem Erlasse vom 5 . Jänner 1866 , Z . 57 .219 . Folgendes bedeutet:
„Die Eingaben um Bewilligung von Raten zur Zahlung rückständiger Abgaben unterliegen

der Gebühr , wenn der Anspruch auf eine Zufristung nicht schon in den betreffenden Gesetzen

gegründet ist.
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Wenn das über ein Ansuchen um Raten aufgenommene Protokoll die Stelle einer Ein¬

gabe vertritt , unterliegt es dem Stempel für die Eingabe , d. i . dermalen von 50 kr , und dem
Finanz Ministerium steht es nicht frei , von d -eser gesetzlichen Anordnung abzugeben.

Wenn aber eine augenblicklich zahlungsunvermögende Person aus Anlaß ihrer Vorforderung
das Versprechen macht , die Zahlung in Raten leisten zu wollen , so ist es nicht unumgänglich noth-

wendig , ein von ihr unterfertigtes Protokoll darüber aufzunehmen , sondern es genügt , wenn ihre
Angabe in Form einer Relazion mitgetheilt wird . "

Indem man den Magistrat von dieser Erledigung unter Rückschluß der mit der gestellten
Anfrage anher gelangten Note der hiesigen Finanz - Bezirks - Direkzion vom 19 . Oktober 1865,

Z . 48 .427 , womit der Magistrat auf die Stempelpfl ' chtigkeit der Vrotokolle über das Ansinnen
von Parteien um Termine oder Raten zur Zahlung von Erwerbsteuer -Rückständen aufmerksam
gemacht wurde , verständigt , macht man bemerklich . daß das k. k Finanz -Ministerium mit dem Er¬
lasse vom 30 . November 1851 . Z . 13 .295 , als Eingaben , welche nach T . Post 44 des Ge-

bührengesetzes vom Stempel befreit sind , bezeichnet : Gesuche um Abschreibung der Grund - und
Gebäudesteuer wegen Elementar - Unsällen , um die Znfristung der Steuerzahlung wegen Ele¬

mentar - Ereignissen oder Unglücksfällen , welche zu einer Nachsicht der Steuer sich nicht eignen;
um Tteuerabichreibung wegen Leerstebung von Wohnungen bei der Hauszinssteuer ; um Ab¬
schreibung der Erwerbsteuer wegen Gewerbsznrückiegnng oder wegen des Todes des Steuer¬

pflichtigen . Dagegen wurde mit dem Finanz - Ministerin ! - Erlasse vom 25 . April 1853,

Z . 6995 . bedeutet , daß die Gesuche um eine Ermäßigung , Abschreibung , Zurückerstattung oder
Znfristung außer den Fällen , in welchen das Gesetz darauf einen rechtlichen Anspruch einräumt,

dem Stempel von 15 kr. C . M . ( nun 50 kr. ö. W .) unterliegen . Stempelfrei nach T . Post 44 S.
sind also nur jene Eingaben und Protokolle , worin bloß das gesetzmäßige Steuer - oder Gebübren-

ausmaß , die gesetzlich ausgesprochene Befreiung oder zugestandene Begünstigung in Anspruch ge¬
nommen , rücksichtlich gegen Ueberbürdung reklamirt wird . Wird hingegen um eine gnadeuweise
Sistirung der Anwendung des Gesetzes aus Billigkeilsrück,sichten angesucht , so ist zu dem Gesuche
der gewöhnliche Eingabeustempel zu verwenden.

Diele Andeutungen dürsten genügen , den Sinn und die Tragweite der T . Post 44 g voll¬
kommen klar zu machen.

Anha n g.
Der Gemeinderath hat zu Folge Beschlusses vom 28 . November 1865 . Z . 6951 , Mag.

Z . 159 344 , bewilligt , daß Wasser  aus der K stser Ferdinands -Wasserleitung . soweit dasselbe nicht
für öffentliche Zwecke gebrauht wird , in Hinkunft wieder gegen Annuitäten,  jedoch nicht mehr

gegen zwanzigjährige , ; andern nur gegen zehnjährige  und gegen Bezahlung der festgesetzten sechs-
perzenligen Zinsen au Private abgegeben werden kann.

Das k k Handelsministerium hat sich veranlaßt gesehen , auf mehrere im wesentlichen
Interesse der Behörden gelegene Bestimmungen des Gesetzes vom 2 . Oktober 1865 über die Porto¬
freiheit (R . G . B . Nr . 1«,8 ) insbesondere aufmerksam zu machen.

^zn Folge der hierüber vom k. k. Staatsministerium herabgelangteu Weisungen wurde von
der k. k. Statthalterei Nachstehendes bemerkt:
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- Zur Vermeidung von Anständen wird es vor Allem notwendig sein , daß die Vorschriften
des Artikels V des Gesetzes in Betr . ff der portofreien Korrespondenzen genau beobachtet werden

Da fern r nach Artikel II Punkt 4 und Artikel V des Gesetzes den Eingaben der Par¬
teien , welche in Angelegenheiten des Dienstes in Folge allgemeiner Verordnungen oder besonderer
amtlicher Aufforderungen einaebracht werden , die Portofreibeit zukömmt , wenn sie mit der Bezeich¬

nung , „ über ännlicbe Aufforderung " versehen sind , so wird dafür gesorgt werden müssen , daß diese

Bezeichnung nicht zu Postgetälls Verkürzungen mißbraucht werde.
Es wird demnach bei Eröffnung der Amtskorrespondenz dießfalls eine gewissenhafte Über¬

wachung einzuleiten und dafür zu sorgen sein , daß in allen Fällen , wo eine Privateingabe einer

Partei mit der fälschlichen Bezeichnung , „ über ämtliche Aufforderung " einlangt , der Tatbestand

ausgenommen , und an die Gefällsbebörde zur Einleitung des Strafverfahrens geleitet werde.
Dagegen wird in jenen Fallen , wo eine portopflichtige Eingabe ohne Anwendung einer

falschen Bezeichnung aber unfrankirt einlangt , auf Grund des Artikel VI des Gesetzes , sowie
bisher lediglich der Name und Wohnort des Aufgebers sammt dem Couverte dem Abgabspostamte

wegen nachträglicher Enthebung der Portogebühr mitzutheilen sein.
Nach Artikel IX des Gesetzes sind jene ämtlichen Fahrpostsendungen , denen nicht nach

den Bestimmungen der Artikel VII und VIII die Portofreibeit zukomml , bei der Aufgabe zu fran-
kiren , falls sie nickt au einen portopflichtigen Adressaten gerichtet find.

Die betreff nden Portogebühren können auf Giund der postämtlichen Aufgabs - Nezepisse
in Rechnung gestellt werden.

Selbstverständlich werden auch für Korrespondenzen und Sendungen , die bei den Gemein¬

den aus dem Auslände einlangen , soserne denselben nicht nach den bestehenden Postverträgen die

Portofreibeit zukommt , die darauf haftenden ausländischen Porto - und sonstigen Gebühren bei
der Abgabe zu entrichten sein.

Ebenso werden für Korrespondenzen und Sendungen , welche von dort aus nach dem Aus¬

lande anfgegeben werden und welche nach den bestehenden PostverNägen bei der Aufgabe frankirt
werden müssen , oder deren Frankirung gewünscht wird , die ausländischen Portogebühren bei der

Aufgabe zu entrichten sein.
(Erlöst der k . k. n . ö. StnUhallcrei vom 30 . November 1865 , Z . 4426 , Mag . Z . 160 172 .)

Die k. k. Steuer -Adminiftcazion für Wien ba ' mit Note vom 5 . Dezember 1865 , Z 8303,

Mag . Z . I608i6  das Ansuchen gestellt , dem jeweiligen S te u e r - A b sch r ei b n n g s - A n tr a g e
einer Fabriks - Niederlage  auch den die Niederlage betreffenden Steuer -Bcmessnngsakt beiznlegeu.

Der Gemeinderath bat zu Folge Besvlnffes von 7 . Dezember 1865 . Z 6840 . Mag.

Z . 110593 . die Beibehaltung der Galamontur  für die bei den Bezirks -Gemeinden zur Dienst¬
leistung znqewiesiuen Amlsdiener genehmigt , jedoch die Tragdauer dieser Monturen von drei auf

vier I .hre ausgedehnt.

Zur Erzielung der möglichsten Ge ' chäsis -Bereil fachnng sind in Hinkunft Req ni sizi on en

um polizeiliche Erhebungen oder Verfügungen in minder wichtigen Angelegen¬
heiten,  welche weder ein besonderes oder allgemeines d' enstliches Interesse haben , noch beiondere

oder allgemeine Vorkehrungen erheischen , z. B . wegen einfacher Erhebungen bezüglich einer bestimmten



120

Persönlichkeit , deren Wohnort bekannt ist , oder in Fällen , wo es sich um Verfügungen handelt,

welche von Seite eines  Kommissariates ganz zweckentsprechend getroffen werden können , nicht mehr
an die k. k. Polizei -Direkzion , sondern stets unmittelbar an das betreffende k. k. Polizei - Kom¬
missariat  zu richten.

(Note der k. k. Polizei - Direkzion vom 26 . Dezember 1865 , Z . 5161 , Mag . Z . 4658 .)

Um bei der Einbringung der städt . Taxen und Portogebühren  eine schnellere
und erfolgreichere Prozedur zu bewirken , wurde dem Oberkammeramte bedeutet , daß jeder , aus
was immer für einer Ursache nicht eindringlich zu machende städt . Tax - und Portobetrag mittelst
individuellen Anzeigen mit Berufung auf die Geschäftszahl des fraglichen Aktenstückes dem Magi¬
strate zur weiteren Verhandlung in der kürzesten Frist bekannt zu geben ist , welche individuellen
Anzeigen durch das Einreichungs - Protokoll demjenigen Herrn Referenten zuzutheilen sind , aus
dessen Departement das fragliche Aktenstück herrührt.

Nur jene konstgnazionsweise verfaßten Anzeigen mehrerer derlei Rückstände , welche aus
längerer Zeit herrühren und welche vom Oberkammeramte periodisch verfaßt werden , sind dem

für die Tax - und Porto -Angelegenheiten speziell bestimmten Referenten zuzutheilen.
Uebrigens wurden die Herren Referenten wiederholt ersucht , darauf Einfluß zu nehmen,

daß auf den Konzepten , namentlich bei Berichten , im Rubro des Referatsbogens stets der Wohn¬
ort der taxpflichtigen Partei genau angegeben werde.

(Erlaß des Magistrats - Präsidiums vom 13 . Jänner 1866 , Z . 80 V . k ., Mag . Z. 8140 .)

Mit dem Erlasse des k. k. Staatsministeriums vom 8 . Jänner 1866 , Z . 22 .384 , wurde

aus Anlaß eines speziellen Falles bedeutet , daß es von der mit dem Hofkanzlei -Dekret vom 31 . Mai 1845
angeordneten Konkursausschreibung  im Grunde der A. h. Entschließung vom 5 . Jänner 1861
(intimirt mit Statthalterei -Dekrete vom 17 . Jänner 1861 , Z . 2125 , s. Verord .-Bl . Jahrg . 1861,
S . 12 ) in dem Falle abzukommen  habe , wenn ein mit einer Personal -Gerechtsame betriebenes
Apotheker - Etablissement  im Sinne des § 59 der Gewerbe - Ordnung auf eine « Anderen

durch Erbschaft , Legat oder durch Akte unter Lebenden übertragen wird und eine neue Konzession
erwirkt werden muß.

(Erlaß der k. k. n . ö . Statthalterei vom 12 . Jänner 1866 , Z . 1433 , Mag . Z . 12 .323 .)

Das k. k. Bezirksamt Mödlinghat  behufs der GeschLfts vereinfachung  dem Magistrate
vorgeschlagen , in allen jenen Fällen , in denen es sich um Eruirung von Personen , um Zustellungen,
Geld - oder Gebühreneinbringen , oder sonstige Erhebungen lokaler Natur , mit einem Worte um
solche Angelegenheiten handelt , in welchen das Bezirksamt bis nun der betreffenden Gemeinde das
Neqnifuizionsschreiben zur Erledigung zuseuden , und diese Erledigung wieder erst dem Magistrate
übermitteln mußte , künftighin sich direkte an die gedachten Gemeindevorftände oder Bürgermeister zu
wenden , und erst dann , wenn die Gemeinde entweder nicht die Kraft oder den Willen hätte , diesem

Ansinnen zu entsprechen , die Amtshandlung des k. k. Bezirks -Amtes in Anspruch nehmen zu wollen.
Der Magistrat hat diese Vorschläge angenommen , und das k. k. Bezirksamt Mödling

ersucht , den unterstehenden Gemeindeämtern die dießfalligen Weisungen ertheilen zu wollen.
(Magistrats -Beschluß vom 26 . Jänner 1866 , Z . 11 .826 .)

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt der C. Gerold 's Sohn-
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vom 6 . Februar 1866 , Z . 4147 , Mag . Z . 24 .737,

betreffend die Entzündungstemperatur von Mineralölen , die als Belenchtungsstoff ver¬
kauft werden.

Das k, k. Staats -, Polizei - und das k. k. Ministerium für Handel und Volkswirthschatt

haben st» mit der zl - ichz- itig im Reichsg - schbl - tte Nr . 14 knndgema » !-» Verrrdmm « «om
r-7 Jänner 1866 bestimm ! gesunden , die im Z. 8 der Verordnung vom 17 . Jnnl I86o <R . G B.
Nr 40 s B -rord , Blatt Jabrgang 1865 S . 79 ) mit mindestens 40 ° R -anmur bestimmte Ent-

zündnngs .T -mve -atur von Mineralölen , di - als Belenchtungsstoff - verkauft werden , au , mindestens
30 ° U . herabzusetzen.

Die genannten Ministerien haben sich zu dieser Herabsetzung durch die gegen dte Ent¬

zündungs - Temperatur von 40 ° R . von Seite der Industriellen , insbesondere aus Triest und
Galizien eingebrachten Vorstellungen und die hierüber gepflogenen Erhebungen veranlaßt gesehen.

Anderseits wurde hiebei auf die in dieser Beziehung im Auslande , namentlich m Ham¬

burg , England , Nordamerika geltenden Anordnungen Rücksicht genommen . Je mehr bei dieser
Herabsetzung die erhobene Einwendung , daß die Entzündungs - Temperatur von 40 ° II . der ge¬
wöhnlich vorkommenden Beschaffenheit des Petroleums und selbst des amerikanischen nicht ent¬

spreche und daß bei Bestand dieser Bestimmung das galizische Produkt mit dem amerikanischen gar
nicht konkurriren könnte , ihre Beachiung gefunden hat , desto notwendiger erscheint es nunmehr
rnm Schutze des Publikums , daß Oele . welche die Entzündungs -Temperatur von mindestens 30 4.
nicht haben , mit aller Strenge von dem Verkaufe als Beleuchtungsstoff ausgeschlossen werden.

Der Magistrat wird daher angewiesen , sich durch öftere und genaue Untersuchungen die

Ueberzeugung zu verschaffen , ob die als Beleuchtungsstoffe verkauften Mineralöle die vorgeschne-
benen Eigenschaften haben und ob überhaupt die sonstigen , in der Verordnung vom 17 . Juni 18do

angeordneten Vorsichtsmaßregeln genau beobachtet werden.
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Anhang.

Das k. k. Staatsministerium hat mit dem Erlasse vom 18 . September 1865 , Z . 18 .497

der Kongregazion der Töchter vom dritten Orden des heil . Franz von Assiss die Bewilligung zur
Errichtung und Erhaltung eines Spitalessür  unentgeltliche Pflege von armen Kranken in

dem auf der Wieden , Hartmannsgasse gelegenen Hause Nr . 7 ans eigenen Mitteln , ohne irgend
einen öffentlichen Fond in Anspruch zu nehmen , ertbeilt.

(Erlass der k. k. n . ö. Statthaltern vom 29 . September 1865 ), Z . 36 .458 , Mag . Z . 130 .541 .)

Seine k. k. apost . Majestät haben mit a . h . Entschließung vom 16 . October 1865 an¬

zuordnen geruht , daß die Leitung und Verwaltung des  G e sän  g n iß  w e sen  s aus dem
Ressort des Staatsministeriums ausgeschieden und in jenes des Justizministeriums  über¬
nommen werde.

Die Gesammtheit jener Amtsgeschäfte und Tätigkeiten , welche zur Verwaltung und Be¬
aufsichtigung der Strafanstalten in den einzelnen Kronländern bisher den Länderstellen obgelegen
batten , ist daher in den ausschließlichen Wirkungskreis der Oberstaatsanwälte übertragen worden.

Diese a . h. Anordnung trat mit 16 . November l865 in Wirksamkeit , von welchem Tage
angefangen der Magistrat in den das Gefängnißwesen betreffenden Angelegenheiten sich unmittelbar
an die k. k. Oberstaatsanwaltschaft zu wenden hat.

Gleichzeitig wurde dem Magistrate bedeutet , dahin zu wirken , daß mit Arbeitsfähigkeit und
Arbeitslust anögestattete Sträflinge nach ihrer Entlassung ans der Strafanstalt einen ehrlichen

Erwerb finden und daß vertrauenswürdige Arbeitgeber bewogen werden , derlei Sträflinge auf an¬
gemessene Zeit in ihre Arbeit und Obsorge zu übernehmen.

Der Magistrat hat daher sowohl an die Gemeinde -Bezirks -Vertretungen , als auch an die
Vorsteher der sämmtlichen hiesigen Gewerbsgenossenschaften eine Aufforderung erlassen , die Unter¬
stützung der diessälligen behördlichen Bestrebungen thunlichst zu fördern.
(Aus den Erlässen der k. k. n . ö . Statthaltern vom 9 . November 1865 und 15 . Jänner 1866,

Z . 41 .978 und 1559 , Mag . Z . 150 . 164 und dem Mag . Dekrete vom 5 . Februar 1865 , Z . 15 .234 .)

Das k. k. Staatsministerium ist im Wege des k. k. Finanz -Ministeriums von der Existenz
der „medizinischen Kräuter - Cigaretten"  des Med . Dr . Löwy  in die Kenntniß gekommen
und hat mit dem Erlasse vom 29 . Oktober 1865 , Z . 20 .669 , anzuordnen befunden , daß der
Verkauf derselben nicht zu gestatten , und daß auf der genauen Beobachtung dieses Verbotes feste
Hand zu halten sei.

(Erlass der k. k. n . ö. Statthalterei vom 19 . November 1865 , Z . 42 .120 , Mag . Z . 154 667 .)

Zur Vereinfachung der gegenwärtig komplizirten vierteljährigen Ausweise über die
Gebahrung mit den direkten Steuern  hat das k. k. Finanz -Ministerium mit dem Erlasse
vom II . November 1865 , Z . 49 .469 , für die künftige Verfassung dieser Uebersichlen ein verein¬
fachtes Formular  mitgetheilt.
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Die mit dem Finanz - Ministerial - Erlaß vom 2 . Juni 1865 , Z . 23 .935 (s. Verord . Bl.

Jahrg . 1865 , S . 88 ) angeordneten Nachweisungen der im Laufe des Quartals zur Anwendung
gebrachten Exek uzionsmittel  werden hiemit aufgehoben , und sind künftig nur die diesbezüglich
mit der Verordnung des k. k. Finanz - Ministeriums vom 28 . September 1853 , Z . 12 .975 , auf¬

getragenen Jahres -Ausweise vorzulegen.
(Erlast der k. k. öfter . FinanffLandes -Direkffou vom 24 . November 1865i Z . 24 421 , Mag . Z . 157 .766 . )

Bei der Erledigung des Rechnungs - Abschlusses der Kommune  für die Finanz¬

periode vom 1. November 1863 bis Ende Dezember 1864 sind nachstehende normative Be¬
schlüsse  gefaßt worden:

1. In Zukunst soll bei Ausmittlung des Werthes der Häuser,  deren Ankauf von der

Kommune beabsichtigt wird , von dem Brutto - Ertrage mindestens 40 Prozent für Steuern und

Reparaturen anstatt des sonst üblichen Drittels in Abschlag und hinsichtlich aller zu öffentlichen
Zwecken verwendeten steuerfreien Realitäten ein reines 5perzentiges Erträgniß des Jnventarial-
wertbes als Zinswerlh in Anschlag gebracht werden.

2 . Hat sich der Magistrat bei Erstattung seiner Gutachten über Häuserkäuse jederzeit mit

der ftädt . Buchhaltung in 's Einvernehmen  zu setzen.
3 . Die städt . Buchhaltung hat , um den immer mehr anwachsenden Zuschuß kr editen

einen Damm zu setzen, vom Jahre 1866 angefangen , schon nach Ablauf des ersten Semesters einen
Ausweis über die auf die einzelnen Präliminarposten des ordentlichen Haushaltes hingewiesenen

und wirklich ausgelaufenen Beträge dem Gemeinderathe vorznlegen , damit hinsichtlich derjenigen

Auswandszweige, ' bei welchen der Präliminarkredit der Erschöpfung nahe ist , jede weitere Ausgabe
vermieden und beziehungsweise auch von den Organen der Kommune jede weitere Anschaffung,
die nicht unumgänglich nothwendig ist, unterlassen werde.

(Gemeinderaths - Beschluß vom 28 . November 1865 , Z . 5430 , Mag , Z . 15 .359 .)

Unterm 6 . Dezember 1865 wurde ein Vertrag zwischen Oesterreich und Sachsen

(R . G , B . Nr . 16 ) bezüglich der Legalisirung  der von öffentlichen Behörden ausgestellten oder

beglaubigten Urkunden abgeschlossen . _

Seine k k. Apost . Majestät haben mit a . h. Entschließung vom 7. September 1865 die

Vereinigung der im Königreiche Ungarn  mit Einschluß der Wojwodina und des Temescher
Banates bestehenden fünsFinanz - Landes - B ehörden inEin e Finanz - Landes - Drrekzion
mit dem Amtssitze in Ofen im Prinzipe allergnädigst zu genehmigen geruht.

Diese Finanz - Landes - Direkzion hat mit 1. Jänner 1866 ihre Amtstätigkeit begonnen,
und es haben demnach die Finanz -Landes -Direkzion zu Temesvar , sowie die Finanz -Landes -Dr-

rekzions -Ablheilungen in Ösen , Preßburg , Oedenburg und Kaschau ihre Amtsnurksamkett am 31 . De¬
zember 1865 eingestellt . ^ ^ >

(Erlaß der k . k. n . ö . Statthaltern vom 14 . Dezember 1865 , Z . 4652 , Mag . Z . 168 .408 .)

Das k. k. Staatsministerium hat mit dem Erlasse vom 8 . Dezember 1865 , Z . 23015,

^ ^ Dem Beschlüsse der deutschen Bundesversammlung vom 2 . Juli 1863 , (R . G . Bl . Nr . 68-

wornach außer den im Artikel 9 der Bundes -Kartel -Konvenzion vom 10 . Februar 1831 ( Kaverl.
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Patent vom 12 . Mai 1831 ) festgesetzten Fangprämien ( Taglien ) für ausgelieferte Deserteurs kein
anderer Kostenersatz gewährt werden soll, war eine bereits im Jahre 1860 zwischen Oesterreich und
Preußen im Korrespondenzwege getroffene Uebereinkunft vorausgegangen , daß in Fällen der Aus¬

lieferung von Deserteurs zwischen diesen beiden Staaten weder der Ersatz der obigen Kosten noch
auch der Taglien in Anspruch genommen werden solle.

Diese Verabredung hat durch den erwähnten Bundesbeschluß vom Jahre 1863 in so ferne keine

Aenderung erlitten , als mit der vorhergegangenen Verabredung auch auf die Vergütung der Taglien
ausdrücklich Verzicht geleistet wurde , also nach wie vor zwischen Oesterreich und Preußen

Kostenersätze und Taglien  aus Anlaß der Auslieferung von Deserteurs weder gefordert
noch geleistet  werden sollen.

(Erlas ? der k . k . n . ö. Statthaltern vom 23 . Dezember 1865 , Z. 47 .106 , Mag . Z 495 .)

Mit der Note des n . ö. Landes -Ausschusses vom 27 . Dezember 1865 , Z . 11 .964 , Mag.
Z . 6312 . wurde die Abänderung der Route für den böhmischen Hauptschub  be¬
kannt gegeben.

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat dem Gesuche eines hiesigen Buchhändlers um die Be¬
willigung znr Eröffnung einer Filiale  keine Folge gegeben , da nach tz. 45 der Gewerbe-

Ordnung nur diejenigen , welche freie Gewerbe  betreiben , befugt sind , nach vorausgegangener
Anzeige mehrere Verkaufslokale in der Gemeinde ihres Standortes zu halten , bei konzessionirten
Gewerben hingegen nach den Bestimmungen der § §. 16 , 17 und 18 der Gewerbe - Ordnung für
jede feste Betriebstätte eine besondere Konzession zu erwirken ist.

Diese Entscheidung der k k. Statthalterei wurde im Rekurswege von dem k. k. Staats¬
ministerium mit dem Erlasse vom 24 . Dezember 1965 , Z . 24 .864 bestätigt.

(Erlaß der k . k . n . ö. Statthaltern vom 5 . Jänner 1866 , Z . 49 .414 , Mag . Z . 7402 .)

Zur Bedeckung der Landes - und Grundentlastungs - Erfordernisse  des Erzher¬
zogthums Oesterreich unter der Enns wird im Jahre 1866 für den Landesfond eine Umlage von

zwölf Neukreuzern,  und für den Grundentlastungsfond eine Umlage von sechs Neu kreuz  ern,
zusammen eine Umlage von achtzehn Neukreuzern  von jedem Gulden sämmtlicher direkter
Steuern , jedoch ohne Einbeziehung des außerordentlichen Zuschlages , in der bisherigen Weise und
unter Aufrechthaltung der bestehenden gesetzlichenBefreiungen eingehoben werden.

(Kundmachung des n . ö. Uandesausschusses vom 8 . Jänner 1866 .)

Das k. k. Staatsministerium hat mit dem Erlasse vom 9 . Jänner 1866 , Z . 23 .419 , aus
Grund der h . Ortes eingeholten Gutachten von Fachmännern für den Ausschank von Wein

und Bier  den Gebrauch vonMessingpippen  unter Beobachtung der sorgfältigsten Reinhaltung

derselben für zulässig zu erklären befunden . Die Sanitäts -Aufstchts -Organe sind daher zu beauf¬
tragen , durch häufige Revisionen bei den Gastwirthen von der Reinhaltung der Messingpippen sich
zu überzeugen , und sind die , diese Reinhaltung Unterlassenden strenge zu strafen.

(Erlaß derk.  k . n . ö. Statthalterei vom 12 . Jänner 1866 , Z . 1432 , Mag . Z . 11 .109 . )

Zufolge A . h . Entschließung vom 30 . Dezember 1865 (R .-G .-B . Nr . 149 ) haben Se.

k. k. apost . Majestät dem Finanzgesetze für das Jahr 1866 die A . h . Sankzion zu ertheilen geruht.
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Nach diesem Gesetze wird der znsolge kaiserl . Verordnung vom Is Mai I85S «R .-G - B.

Rr . 88 ) bestehende außerordentlich - Zuschlag zu den direkten Stenern snr da « Verwaltung h
1866 wie im Vorjahre:

n) bei der Hauszinssteuer mit zwei Sechstel,
d ) bei der Erwerbsteuer mit zwei Fünftel , mit
e, bei dem Oxirtrikuto nrti n oommeroio im lombardisch . veneztan,scheu Kontgrelche °» t

zwei Fünftel , und
ch bei der Einkommensteuer mit zwei Fünftel de« O -dmarmm », dagegen
es bei der Grundsteuer mit drei Zwölftel , und
t , bei der Hau «klass°nst-ner mit drei Viertel de« Ordinariums bemessen und -' Ngchod-" -

ES wird somit bei den unter lir , und st benannten Stenergattungen °,n Nachlaß von
einem Mertheile des bisherigen außerordentlichen Zuschlages cintreten.

bs Di - von den Zinsen der Staats - , öffentlichen Fonds - und ständischen Obltgazione » zu

^richtende Eü, komme,rsten. r wird wie im Vorjahre mit fleben Perzent bemessen und

Dik Einhlbnng der letzteren Z, hat wie im Vorjahre ohne Unterschied der Wäh -n,^ M
welche die Oblig - zioncn lauten , in der mit der kaiserl, Verordnung vom 28 , Aprti l85g (Nr b7
de? R, -G, -B, ) festgesetzten Ar , mittelst Abzüge» bei der Auszahlung der nach Kundmachung des
erwähnten Finanzgesetzes fällig werdenden Zinsen zu geschehen.

^ J .. den Ländern ' in welche» den Schuldnern da« Rech, znm Abzug- der bYPoche' ar . sch
oder bei GewerbSunternehmungen angelegten Kapitalien gesetzlich -ingcraum ist , a ^
Recht auch ans de» nach dem berufenen Finanzgesetze festgesetzten Znlchla » zu derselben zu °-Nr-ck°n,

Diese A, h, Ent .chli. ßnng wird zufolge des Finan,Ministerial -Erla „ °« vom l , ^ me
18g, ; -r zur Wisseuschast und Darnachachtung der Steuerträger und der mit der Dtene . -

rwaltnng l̂ ra m B ho den und Organe allgemein bekannt gegeben , und letzteren htt - °.
r MM aenmch. nunmehr die definitive Bemessung und Vorschreibung der S .enerschn dt«,

keit mst aller Beschlennignng dnrchzusnhren , in ihren Obliegenheiten ' » Bezog  au , d,e Pünktliche
Einbringung der Steuern thätigst nachzukommen und diesem Geschäfte überhaupt re Spanne
Aufmerksamkeit und schleunigste Förderung zuzuwenden . <

Insbesondere haben die Stenerämter . ohne erst die ihnen späte . znko.nmenden G . nnd-
nnd Hansklassenstener -RePartizions -Eztrakte der h, o, Nechnnngs -Kanzl . i abznwar .en dw Ar e. en
der individuellen Repartizion der G . nnd - und HanSklaffenstener ans Grund d rt .gen E M
brllnuas -Era -dnisse de« Kataster « bald und vollständig zu beendrgen , und wenn sich zwischen d

R -2 °« .. n der RechnnngSkanzlei und den an « de» steneräm.lichen Subr °paw, °n°n
r -sulti - end-n Abschlüssen nach Gemeinden Differenzen zeigen sollten, ihre Ursache zu erforschen
z» ihrer Begleichung nachträglich da« Nöthige vorznkehren,

Urdnnn/des t, ß - MÄ .« L ' L ' 2Ä " °"

Das k k Staatsministerinm hat im Einvernehmen mit der k, k, oberste» Rechnung »-

«ontrols -B ö de mit de.» Ertast , vom l0 , Jänner l8SS . 3 - ' « -W , die » °^ Eg g° raffen
d.̂ ° Adjnstirnng der « erpsl - gskosten - A » sw. ise  übe . d.e vom Staats,chatze .. . cht
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d°.tr .-n öffentlichen Krankenanstalten nicht mehr durch die Staa .sbnchhaltnngen (b°-iebnn°sweite
StaatSbnchba,tnng «-R-chnungS-Depart °mentS) stattzufinden Hab-, sondern vom Solarjahr 1888  an
d.° Vervfiegskosten.Answe-fe direkte an di- betreffenden Landesstellen oder LandeSansMff den
Landab 7h '7 " ^ bandesfond untersteht, zur Prüfung durch die Kontrollorgane sStaE - oder
Land sbnchhaltnngen) sowte zur unmittelbaren Beranlaffnng der Zustellung der -igniden Beträae
an die zum Ersatzanspruch berechtigten Spitäler einzusenden find, ' ^ ^

(Erlaß der k, k. n. ö, S,at,Halterei vom 27, Jän ner I86S , Z. 1721, Mag . 17,231 .)

Zur B -lchlennigung und Bereinfachung des Geschäftsganges hat das k. k Bezirksamt
Hletzlug an den Magistrat das Ansuchen gestellt, in Hinkunst , sowie in St -uerang -,eqenh-i,c„
so auch ,n Angelegenheit der Einhebung von Genossenschaf,Saeb .-,hr7 ? 7n 7

^Nten , welche in den zum Wiener Genösset,schaftsbezirke gehörigen Gemeinden Hietzing Peking
Bre tensee. Baumgar .en, Hacking, St . Bei, Lain, und Speifing wohnhaft find sich n'nmitlar
an d,c Bürgermeisterämter der genannten Gemeinden zu wenden.

(Note des k. k. BeM - amte-, Hietzing van, 13. Februar 1868, Z. I2gg , 2, 807 .)

fick, b-rans»/ "" ,77°D°logirangen,  welche aus öffentlichen Rücksichten als nothwendiq

Lesch.n^ ^ 8.^ L ? ^ 5^ ^ 7k Li ^ 7 " -" /n Folge Magistrats-

stg°n k. , . Polizei -Kommiffariaten̂ ie in diestr B^ E ^ 7 ^ 7 " ^' °'
«ene Belehrung , daß die D -logirnng nicht den Kommunal - Drga^
Behörde obliegt und dem Magistrate nur die Entscheidung über die Notwendigkeit der Delo
gtrnng zukommt mit dem Beifügen in Erinnerung bringen ,n wollen, daß di So e w-S- M, '

I7de , G 77 bi- " ch Nicht selbst zu helfen vermögen , der Komma zu chst
dahe dmi Geme.nde-Bez,rkS. B-r.re.nngen obliegt und sich demnach in dieser Richtung mi t har

" >« »' ' - - - reiche L

Die k. k. Polizei -Direkzion erwiderte unterm 13. ^ uni 186^ ^

»t-kS-Kommissariat- die Weisung erhielten, den an sie ergehenden Aufforderungen zur Jnterv -nzio»

i° N lMunä" u" k -ff°n^ ' fi ^ den Magistrat das Ersuchen, in gleicher Weise
,e onl -ltnng zu treffen, daß von S °„ - der Gem-ind-.Bezi-ks.Bertr -tungen das >ur Bornahme
er - ogirung nothwendige Hilfspersonale den Bezirks-Kommissariaten zur Verfügung gestellt « erde

der- °ng-w7stn °'in den" 7ll d " ° G-m-inde- Bezirks . Bertre .nngen nachträglich noch inebesonl
>n s7n « eat1a7 n L "7 ^ lichten vorznnehmenden Delogirnng das

:::

(Magillrals -Dkkret vom 6. Mär ) 1866, Z. 78.108 .)
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Gesetz

vom 15 . Mär ) 1866 (L. G . und V. B . Nr . 5 vom 26 . Mär ) 1866 ) ,
wirksam für die k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien,

betreffend die Aufhebung der Wiener Bürgerlasten > Reluizionstaxe und Bewilligung
eines Zuschlages zu den , bei Besitzveränderungen von Realitäten in Wien zu zahlenden

Staatsgebühren für die Gemeinde Wien.
Mit Zustimmung des Landtages Meines Erzherzogthumes Oesterreich unter der Enns

verordne Ich , wie folgt:
§- 1.

Das der k. k. Haupt - und Residenzstadt Wien bisher zugeftandene Recht zum Bezüge

der Bürgerlasten -Reluizionstaxe wird hiermit aufgehoben.
§ . 2 .

Die Gemeindevertretung der Stadt Wien wird berechtiget , ein Zehntheil der ordent¬
lichen Gebühr ohne Zuschlag , welche der Staat aus Anlaß von Uebertragungen des Eigenthums¬
rechtes auf die im Wiener Gemeindegebiete befindlichen Realitäten in Perzentsätzen von dem
Werthe der unbeweglichen Sache bezieht und des statt dieser Perzentualgebühr von den juristischen

Personen zu entrichtenden Aequivalentes als Gemeindeauflage nach den für die Staatsgebühr
bestehenden Grundsätzen zu erheben.

Die Bemessung des städtischen Zuschlages bat gleichzeitig mit der Bemessung und Bor¬
schreibung der landesfürstlichen Gebühr durch die Finanzbehörden zu erfolgen , die Entrichtung

aber bei der städtischen Casse zu geschehen.
tz. 5.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit.

52 «?
Erlaß - er k. k. n. ö. Statthaltern

vom 15 . Mär ) 1866 , Z . 3366 , Mag . Z . 42 .565,

die Berücksichtigung von Invaliden und ansgedienten Militärs bei Besetzung der von
den Gemeinden zu vergebenden Dienstposten betreffend.

Das k. k. Staalsministerium hat nach gepflogener Rücksprache mit dem k. k. Kriegsmini¬

sterium zu Folge Erlasses vom 22 . Jänuer 1866 , Z . 25 .553 , der Borstellung der Kommune Wien
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gegen die imperative Durchführung des §. 20 der kais. Verordnung vom 19 . Dezember 1853
(R . G . B . Nr . 266 ) wegen Berücksichtigung von Invaliden und ausgedienten Militärs bei Be¬
setzung der von der Gemeinde zu vergebenden Dienstposten Folge zu geben und auf der Durch¬

führung des erwähnten Paragrafes gegenüber der Gemeinde nicht zu beharren befunden , zumal
bei dem patriotischen Gefühle der Kommune Wien ohnehin zu erwarten ist, daß dieselbe bei Ver¬
leihung von Dienstesstellen die entsprechende Rücksicht auf Invaliden und ausgediente Militärs
nehmen werde , in welcher Richtung man es sich daher auch Vorbehalt , dem Magistrate , wenn es
die Umstände erfordern , zu diesem Behufe geeignete Militärs namhaft zu machen.

A n h a n g.

Es ist der Fall vorgekommen , daß die k. k. Wiener Finanz -Bezirks -Direkzion einem Be¬
werber um die Konzession zur Erzeugung von Spielkarten  die gefällsämtliche Zustimmung
intimirt hat , welche von der Partei in irriger Weise als eine förmliche Bewilligung zur Ausübung
dieses Gewerbes aufgefaßt wurde . Zur Vermeidung von derartigen Mißverständnissen wurde über

eine Vorstellung des Magistrates von der k. k. Finauz -Landes - Direkzion der Bezirksbehörde be¬
deutet , daß die Ertheilung der Konzession zur Erzeugung von Spielkarten einzig den politischen
Gewerbs -Behörden zustehe , und daß daher in Hinkunft auch nur diesen , beziehungsweise dem Ma¬
gistrate die Aeußerung über derartige Gesuche vom gefallsamtlichen Standpunkte aus mitzutheilen
sei, eine besondere Verständigung des Konzessionswerbers aber hierüber von Seite der GesällZ-
behörde zu unterbleiben habe.

(Bescheid der k. k. n . ö. Statthaltern vom 13 . November 1865 , Z . 42 .514 , Mag . Z . 153 . 788 .)

Zufolge Mittheilung der k. k. n . ö. Statthalterei vom 21 . Dezember 1865 , Z . 46 025,
hat das k. k. Staatsministerium mit Erlaß vom 20 . Juli 1865 , Z . 10 .088 , in Betreff des Be¬
zuges der aus dem Auslande kommenden sauer eingemachten Früchte und Gemüse  ent¬
schieden , daß die für den Kappernbezug erlassenen Verordnungen der k. k. Hofkanzlei vom 11 . April
1844 , Z . 9986 , und des k. k. Ministeriums des Innern vom 19 . Februar 1848 , Z . 3075 , und

vom 22 . Dezember 1855 , Z . 26 .359 , ausreichende Anhaltspunkte für die Handhabung der Sani¬
tätspolizei bezüglich der gedachten Artikel bilden.

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat hiernach dem Magistrate die strenge Handhabung der
oben erwähnten Erlässe aufgetragen und ihm die Republizirung der obigen Anordnungen , wenn
er es für nothwendig hält , sreigestellt . Derselbe hat hierüber der k. k. n . ö. Statthalterei zur
Kenntniß gebracht , daß ihm eine genaue Handhabung dieser Vorschriften nur dann möglich würde,
wenn bei der Einfuhr dieser Artikel der gleiche Vorgang wie bei jener der Kappern beobachtet
werden würde.

Diesemnach wurde das k. k. Hauptzollamt mit Beziehung auf den Erlaß der k. k. n . ö.
vereinten Kameral - Gefällen - Verwaltung vom 19 . Februar 1844 , Z . 4241 , und auf die Verord¬
nung der k. k. Finanz Landes -Direkzion vom 30 . Jänner 1856 , Z . 1478 , angewiesen , die einlan¬
genden sauer eingemachten Früchte und Gemüse der gleichen Amtshandlung wie die Kappern zu
unterziehen.
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Gleich » !,iq find - nch die Hanp .zollämter zu Wieuer -Neustadt und Stein angewiesen wo . -

den , Kappern , dann sauer eingemachte Fruchte und Gemüse bei deren Ein,äugen ans dem Aus¬
land - erst nach vorhergegangener sanitätspoliz - ilicher Untersuchung und K °nstat,rnng ihrer nnschad-

liche» Beschaffenheit der EingangSoerzollung zu unterziehe » , .

<Aus dem Erlasse der li, k , n , ° , Statthaltern vom 26 , Jänner 1866 , - , 2437 , Mag , Z , 17,65 » ,)

Einem hiesige » Branntweiner und Gafiwirch wurde non der k, k, Polizeidtrekzion die
Ben -Manna zn- Oss ° nh ° l " » ' g ! - ' » - « Schanklokales  von 9 - 12 Uhr an Sonn , und Feier agen

nerweigert . Dem dagegen eingebrachlen Rekurse s- nd di - k, k, Statthalter - , mit R '-Ssich' °us d" '
Umstand , als Rekurrent durch die Konzession zum Bier - und W -lnauSschank nne Etgenschaft
Branntweinschänker nicht ausgegeben und als solcher die sür den Brannlwnnschank beschrankenden

Vorschriften einzuhalten hat , keine Folge zu geben . ^ ^ ,

(Erlaß der k. k. n . ö. Statlhalterei vom 7 . Februar l866,  Z , 47 .248 . Mag . Z . - 4 -740 .)

Ans Anlaß einer an die k. k. n . ö. Statthalterei erstatteten  Anzeige , daß von einer

ungarischen Un .-rb -hö,de die Uebe - snhrnng einer Leiche ^^
kql »nqarische Statthaltereirath in Ofen mit dem Erlasse von , 19 , ^ nl > 1865 , g , S - ,869,  die

Erlheilung solcher Bewilligung innerhalb der Grenzen Ungarn « und d>e Ausstellung von Le,chen-
nassen mit einmonatlicher Giltigkeit a» die unterstehenden Behörde » muer sonstiger genauer Et » -
baltnng der bestehenden sani . ä .spolizeilichen » orschristen zu übertragen befunden , dagegen fich dre
Landesstelle die Erlheilung solcher Bewilligung bezüglich der in em Kronland der Monarchie o er

in da « Ausland zu üb -rsührend -n Leiche» selbst Vorbehalten Hab- , ^

(Erlass der k, k , » , ö, Statthaltern vom 19 , Februar 1866 , Z , 565 », Mag , Z - 28,197,)

Ueber die Bitte mehrerer Gewerbegenossenschafts -Vorsteher » m Erlassung der Versügnng:

1 . daß jeder Gcwerbswerher sich über die vorher an die Genossenschaft bezahlte E,n-
verleibungs. Gebühr  bei der Geweibedehöide auszuweisen habe;

2 daß die Bezirksämter im Rayon der Wiener -Genossenschaften angewiesen werden , von

jeder Ausfertigung eines Gewerbescheines  oder Verleihung einer Konzession ohne
Berzug die Genossenschaft zu verständigen und

3 , daß die Witwen  nach Gewerbtreibenden ohne vorherige Anmeldung  bei der

Gewerbsbebörde das Geschäft ihres verstorbene » Manne « s- rtbetreiben können , hat d,e k, k,

Statthalterei Nachstehendes eröffnet:
Die erste Bitte steht im Widerspruche mit der Bestiniuinng des st, IIü Gcw, -Ord »„

wornach durch di - E -richtnng von Genossenschaften , somit auch durch V -rsügnngen ,n deren

Interesse Niemanden der Antritt eines Gewerbes über die Grenzen des GewerbSgesetzes beschrankt

Auch erscheint eine solche B -rsügung als überflüssig , somit als nicht gerechtfertigt , weil

den Genossenschaften zur Einbringung der Mitglieder -Anfnahmsgebühren angemessene Zwangsmittel
gesetzlich zu Gebote stehen . ^ ^

In Berücksichtigung de- zweiten Bi . te wird unter Einem di - entsprechende Weisung a»

die betreffenden Bezirksämter , welche bereits unterm 4. Mai 1863 , Z , 17 .725 ans gleiche Art

angewiesen wurden , erlassen.
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Die dritte Bitte hat bereits durch den mit dem Statthalterei -Dekrete vom 21 . August
1860  Z 3/529  intimirteu Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 10 . August 1860
Z . 25158 ( s. Verordnungs -Blatt Jahrgang 1860 S . 246 ) ihre Erledigung erhalten , weßhalb
lediglich auf diesen Erlaß hingewiesen wird.

(Erlaß der k . k. n . ö . Statthaltern vom 2 . Mär ) 1866 , Z . 4418 , Mag . Z . 35 .735 .)

Zufolge Gemeiuderathsbeschlusses vom 8 . März 1866 Z . 7003 , Mag . Z . 154 .541 ,

soll in Zukunft bei allen Gesuchen um Risalither ftellungen,  zu welchen die Einbeziehung
von kommunalem Straßengrund erforderlich ist , keine Bewilligung hiezu ertheilt werden , bevor

über den in Anspruch zu nehmenden Grund endgiltig der Preis bestimmt ist , welcher so wie die
Bewilligung selbst , dem Gemeiuderathe Vorbehalten bleibt.

Bet der Erledigung des Voranschlages  der Großkommune für das Jahr 1866 sind
nachstehende normative Beschlüsse gefaßt worden:

1 . ^zn dem Voranschläge für das Jahr 1867 soll eine eigene Rubrik eröffnet und in

derselben über den Ertrag der sogenannten Cheks eine Summe nach den zwei Beobachtungsjahren
eingestellt werden.

2 . Der Gemeinderaths - Beschluß vom 14 . November 1865 Z . 4001 ist in dem Voran¬
schläge für das Jahr 1867 zur Durchführung zu bringen und demgemäß die in 3 Subrubriken

zerfallende Hauptrubrik „ Schulauslagen " in drei Hauptrubriken , nämlich „ Auslagen für die Mit¬

telschulen ", „ Auslagen für die Volksschulen " und „ Auslagen für die Turnschulen " aufzulöseu,
der Gesammtaufwand für das Schulwesen aber in der Anmerkungskolonne genau ersichtlich
zu machen.

(Aus dem Präsidial - Erlaß vom 9. Mär ) 1866 , G . B - Z . 6690 , Mag . Z . 38 .909 .)

Der Magistrat hat sich in allen durch das Kirchengesetz für die evangelischen Ge¬
meinden  augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses (N . G . B . Nr . 15) normirten Handluu-

gen sofort nach der neuen Kirchenverfassung  zu benehmen , und tritt die Verordnung des
Staatsministers vom 9 . April 1861 (R . G . B . Nr . 42 ) außer Wirksamkeit.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 15 . Mär ) 1866 , Z . 3919 Mag Z . 40 .108 )

Der Gemeinderath hat zufolge Beschlusses vom 16 . März 1866 , Z . 1118 , Mag . Z 40285,
den Gehalt des Direktors des Expedites und Protokolles  des Magistrates , von
dem bisher sistemisirten Betrage von 1470 fl . ö. W . auf den jährlichen Betrag von 1680 fl. ö. W.
und das hierauf entfallende ststemmäßige Quartiergeld erhöht.

Mit dem Gesetze vom 18 . März 1866 (s. Landes -Gesetz - und Verordnungs -Blatt für das

Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns Nr . 6 ) wurde eine Anzahl von Straßeuzügen zu
Landesstraßen  erklärt und zur Erhaltung jener Straßen Wiens , welche als Landesstraßen

angesehen werden können , der Kommune Wien ein jährlicher Pauschalbetrag von fünf und
siebzigtausend Gulden bewilligt.

Nedigirt und herausgegeben vom Magistrate . - Wien , gedruckt bei C. Gerold ' s Sohn.



für den

Magistrat der k. k. Nrichshaupt- und Residenzstadt Wirn.

> " 156
Jahrgang 1866.

erschien am 28 . April 1866.

521
/andcsg cft tz

(im L. G . und V. B . vom 10 . Mürz 1866 ) ,

wirksam für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien,

betreffend die Regulirung der Taxen für die Augenscheins -Vornahmen aus Anlaß von
Baulichkeiten und Bauveränderungen bei Privatgebäuden , dann wegen Benützung der
zu verschiedenen Zwecken hergeslelken Lokalitäten und auch für andere Amtshandlungen,

welche in dem Wirkungskreise der Kommune Wien gelegen sind.

Ueber Antrag des Landtages Meines Erzherzogthumes Oesterreich unter der Enns finde
Ich anzuordnen , wie folgt:

§. 1.

Für die Augenscheins -Vornahme aus Anlaß von Baulichkeiten und Bauveränderungen bei

Privatgebäuden , dann wegen Benützung der zu verschiedenen speziellen Zwecken bestimmten Lokali¬
täten und auch für andere Amtshandlungen , welche in dem Wirkungskreise der Gemeinde Wien

gelegen sind , sind an die Wiener städtische Kasse die in dem nachfolgenden Taxtarife verzeichnten
Gebühren zu entrichten.

§ . 2 .

Hiedurch erhält es für die in dem Tarife aufgeführten Amtshandlungen , von allen bisher

bestandenen Augenscheinstaxen . Kommisstons - und Wagengebühren sein Abkommen.

§ . 3.

Diese Bestimmungen haben mit 1. Juli 1866 ins Leben zu treten.

Ofen,  am 13 Februar 1866.

Franz Joseph m . p.
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Tar - Taris
für die

Augenscheins -Vornahme aus Anlaß von Baulichkeiten und Bauveränderungen bei Privat¬
gebäuden , dann wegen Benützung der zu verschiedenen speziellen Zwecken bestimmten Lo¬
kalitäten und auch sür andere Amtshandlungen , welche in dem Wirkungskreise der Kom¬

mune Wien gelegen sind.

(Stempelbeträge sind nicht eingerechnet .)

3
3
8

-3 -e»
N-

Gegenstand

Betrag
in

österr . Währ.

fl. kr.

Anmerkung

-für Raukmie -Restimmung und Zrundaütheitung.

1

2

3

4

Für die Ausmittlung und Bestimmung der Baulinie und
des Niveaus bei Häusern im I . Bezirke , und zwar
für jede Längenklafter der Gassenfronte.

Für die Ausmittlung und Bestimmung der Baulinie und
des Niveaus bei Häusern in den übrigen Bezirken
für jede Längenklafter der Gassenfronte .

Für die Ausmittlung und Bestimmung der Bauliuie in
allen Bezirken mit Ausnahme des I . Bezirkes bei neu
entstehenden Bauplätzen und Errichtung neuer Straßen
mit Inbegriff der Gruudabtheilung , für jede Längen¬
klafter der Gassensrvute .

Für Zensuriruug der Pläne und Bezeichnung von Grund¬
trennungen , bei welchen es sich um keine Abtheilung
auf Baustellen handelt , für jede Quadratklafter des
ganzen Grundkomplexes .

1

Der Bauwerber hat in Hinkunft
beim Magistrate nur um die Be-

' ikanntgabe der Baulinie und des
i Niveaus einzuschreiten , und keine
Situazions - oder Niveaupläne mehr

' s vorzulegen.

Hier hat der Bauwerber die darauf
Bezug habenden Situazions - und
Niveaupläne vorschriftmäßig seinem

5V Gesuche beizulegen.

3

6 . -für Amtshandlungen üüer Gesuche um den Rau¬
konsens und um die Rewlktigung zu anderen

Herstellungen.

5

6

7

8

0

10

Für den Augenschein über ein Gesuch zum Baue eines
neuen Hauses oder zur Führung eines neuen Zubaues
sowohl im I . Bezirke als auch in den übrigen Bezir¬
ken für jede Quadratklafter verbaute Grundfläche eines
einzelnen Geschoßes . .

Für den Augenschein über ein Gesuch zu Stockwerk-
aufsetzungen sowohl im I . Bezirke als auch in den
übrigen Bezirken für die Quadratklafter verbaute
Grundfläche eines einzigen Stockwerkes.

Für den Augenschein über ein Ansuchen zu Adaptirungen
oder Umgestaltungen im Innern schon bestehender Ge¬
bäude im I . Bezirke.

Für den Augenschein über ein Ansuchen zu Adaptirungen
oder Umgestaltungen im Innern schon bestehender gro¬
ßer Gebäude im I . Bezirke , wobei auch die Umgestal¬
tungen in bedeutendem Umfange Vorkommen . . . . . . .

Für den Augenschein über eia Ansuchen zu Adaptirungen
oder Umgestaltungen im Innern schon bestehender Ge¬
bäude in den übrigen Bezirken . .

Für den Augenschein über ein Ansuchen zu Adaptirungen
oder Umgestaltungen im Innern schon bestehender gro¬
ßer Gebäude in den übrigen Bezirken , wobei die Adap-
tiruugen in bedeutendem Umfange Vorkommen .

5

10

4

8

Die einzelnen Geschoße beginnen
in ihrer Anzahl vom Keller an,
exklusive desselben und des Dach¬
bodens.

5 > Sollten auf ein bestehendes Ge¬
bäude mehr Stockwerke aufgesetzt

/werden , so kommt für das I . neue
Post 6,  für das folgende Post 5

10 ) in Anwendung.
Für die Beurtheilnng , ob ein Gebäude

in Bezug auf die Posten Nr - 7, 8, 9 und
. >0 als ein großes oder ein kleineres anzu¬

sehen sei , wird das Ausmaß der verbauten
Grundfläche und die Zahl der Geschoße
als Basis dienen , und zwar in der Weise,
daß das Flächenmaß mit der Zahl der Ge¬
schoße multiplizirt werde . Ergibt sich dar¬

haus ein Flächenmaß über 500  Quadrat¬
klafter , so wird das Gebäude als ein großes
zu bezeichnen sein . Unter die Zahl der Ge¬
schoße werden Keller und Dachboden nicht
gerechnet. Eine Ausnahme von diesem
Grundsätze tritt dann ein , wenn die Adap-
tirung des Kellers oder Dachbodens allein
nachgesucht wird : in diesem Falle werden

-beide als ein Geschoß behandelt.
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133

Gegenstand

Betrag
in

österr . Währ.

fl- kr.

Anmerkung

11

12

13

14

15

16

17

18

1»

20

21

12

>0

23

24

26
27

28

29

30

Für den Augenschein über ein Gesuch um die Bewilligung
rur Ausbrechuug von Gassenladeu oder Fenstern gegen
die Gasse sowohl im I . Bezirke als auch in den übrigen
Bezirken ohne Rücksicht auf die Zahl der Fenster ober

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
einer neuen Einfriedmauer , für jede Längeuklafter der
Gassenfronte . .

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung von
Kellern oder Eisgrubeu in schon bestehenden Gebäuden

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Errichtung
eines Balkons oder Erkers auf die Gasse auf doppelte
Fensterbreite und Stockwerkshöhe bei schon bestehenden
Gebäuden , bei erlangter Bewilligung - - -

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Errichtung
eines derlei Balkons oder Erkers bei schon bestehenden
Gebäuden , bei Nichtbewilligung . j ^

Für die Bewilligung zur Errichtung eines derlei Balkons
oder Erkers wie oben , wenn Lei einem neuen Haus¬
bau unter Einem die Bewilligung nachgesucht wird . .

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
von Kommuuikazionsgäugen in den Höfen schon be¬
stehender Gebäude für jede Längeuklafter des Ganges

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
einer Attika oder Gallerie über dem Hauptgesimse bei
schon bestehenden Gebäuden für jede Längenklafter
derselben . - . -

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
eines fotografischen Salons , für jede Quadratklafter
der Ausdehnung . - - - -

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
einer hölzernen , eisernen oder steinernen sogenannten
Lauf - oder Verbindungsstiege zwischen zwei Geschehen
in schon bestehenden Gebäuden .

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Erneuerung
eines Gasseuhauptmauerpfeilers . ^

Für die Bewilliguugsertheilung zur Herstellung eines im
Trottoir oder in der Straße anzubriugenden Keller - ,
Licht- oder Einwurfsloches , Kanaldeckels oder Gitters,
ohne Unterschied , ob selbe bei Neubauten unter Einem
oder bei schon bestehenden Gebäuden separat nach
gesucht wird . . . .

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Anbringung
eines Vor - oder Wetterschutzdaches ober dem Haus-
eiuqauqe , sowohl bei Neubauten , als schon bestehenden
Gebäuden . . . - ' '

Für einen derlei Augenschein bei Nichtbewillignng.
Für den Augenschein über ein Gesuch zur Anbringung

eines Aufsichtsthnrmes oder Terrasse am Dache bei
bestehenden Gebäuden . - . . - . I Q'

Für einen derlei Augenschein bei Nichtbewilligung.
Für den Augenschein über ein Gesuch zur Errichtung

einer Schaubude , provisorischen Hütte oder sogenannten
Schreiber -Hütte auf Holzplätzen . -

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Errichtung einer
Schaubude über 8 Quadratklafter Flächenraum groß.

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Herstellung
einer Gewölbsdekorazion (Portall an der Außenseite
des Gebäudes für jede Längeuklafter der Ausdehnung

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Anbringung
einer separaten Sonuenschutzplache ohne Portal gegen
die Gasse für jede Längenklafter derselben.

50

25

80

25
Wenn beim Neubau eines Hauses

unter Einem die Herstellung eines
derlei Salons nachgesucht wird , so
gilt Post 5.

10
5

50



L
L
s: Gegenstand

Betrag
in

österr . Währ. Anmerkung

32

34

3s

36

37

38

39

40

41

42

43

44

4s

4V

47

Für den Augenschein über ein Gesuch zur Anbringung
einer reden Laterne an einem Hause oder Kandelaber
gegen die Gasse.

Für den Augenschein über ein Gesuch um Einräumung
gründe "" f öffentlichem Slraßen-

10

14

^^ ^ iA ^ nschein über ein Gesuch 'zur ' Aufstellung ! 5
von Tischen auf öffentlichem Straßengrunde . 1 5

Samtätsaugenscheine und chnllige Ämtshand
lungen wegen Benutzung van neu enlstundenen oder

adaMilen Lüsekten.
Für die Vornahme des Sanitätsaugenscheines in einem .

Neubau rm I . Bezirke bei großen Gebäuden . I 15
Für die Vornahme des Sanitätsaugenscheines in einem

Neubau im I Bezirke bei Gebäuden von mittlerer Größe
Für die Vornahme des Saniiätsaugenscheines in einem

Neubau im I . Bezirke bei Gebäuden von kleinerem ,
Umfange oder Zubaue . . I ^

Für die Vornahme des Sanitätsaugenscheines in einem
-klU übrigen Bezirken bei großen Gebäuden
Für die Vornahme des Sanitätsaugenscheines in einem

Neubau in den übrigen Bezirken bei Gebäuden von ,

Für die Vornahme des San 'itä' tsaugenschein 'es ' in 'ein' em
Neubau m den übrigen Bezirken bei Gebäuden von ,
kleinerem Umfange oder Zubaue . I «

Vornahme des Sanitätsaugenscheines in alt¬
bestehenden Gebäuden bei Adaptirungen im Innern
für hergestellie Keller oder Eisgruben/offene Schupfen
oder Glashauser und überhaupt bei solchen Umgestal¬
tungen , welche einer Benützungsbewilligung bedürfen.

^ür Ä NV i! ' ^ ^ in den übrigen Bezirken
^ Post ^ Augenscheines in den Fällen

Für die Augenschein - Vornahme wegen Benützung bestehen-
cr ^ ^ ^ kaUtaten zum Holz - oder Kohlenverschleiße . .

,̂ '" ° bme Erprobung neuer Konstrukzionen
oder als feuersicher angegebener Materialien oder Ge¬
genstände , zedoch obne Beigabe des zum Versuche noch - ,
wendigen Brennstoffes . . , ^ 1

Für die Vornahme eines Augenscheines wegen Bewilli¬
gung einer Betnebsanlage . . 12

^ ' bewilliMna ^ ^ ' " " es derlei Augenscheines ' bei Nicht - j

Bewilligung ^ " " eines derlei Augenscheines ' bei ' Nicht - . ^

50

50

Für die Beurtheilung . ob ein Ge¬
bäude in Bezug auf die Posten 34
bis inclus . 33 als ein großes , mitt¬
leres oder als ein kleines anzusehen
ist, wird das Ausmaß der verbau¬
ten Grundfläche und die Zahl der
Geschoße als Basis dienen , und zwar

^>n der Weise , daß das Flächenmaß
>der verbauten Grundfläche mit der
Zahl der Geschoße multiplizirtwerde.
Bei dem hieraus sich ergebenden
Ausmaße von 200 Quadratklaftern
und darunter ist ein Gebäude als
ein kleines — von 200  bis 500
Quadratklaftern als ein mittleres
und über 500 Quadratklafter als
ein großes auzuseheu.

Anmerkung zu den Posten 5. 7. 8, 9, 10, 34 bis 39.

kommen, ch werden selbê al"/ein ^halbe? Geschoß' z? bkrechnen ^ ^ erratns (sogenannte Halberdgeschoße) vor-
ür Adaptirungen" ^ Neubauten oder AdaptirungenPlanauswechlungenVorkommen, so gelten hiefür die Posten
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522
Gemeinderalhs -Veschluß

vom 25 . November 1864 , Z . 3110 v. I . 1862 , Mag . Z . 157 .739,

über die — für Vornahme der Augenscheine bei den im Taxtarife des L. G . vom 10 . März
l. I . bezeichnten Amtshandlungen — bewilligten Augenscheinsgebühren und hinsichtlich des

zur Abhaltung der Augenscheine zu benützenden Kommunal -Wagens.

Jeder bei der Kommission fungirende Kommunalbeamte , sowie der Stadtpbysikus oder

die k. k. Bezirksärzte erhalten in Zukunft ( d. i . vom I . Juli 1866 angefangen ) für jede Kommission
eine Gebühr unter dem Titel : Augenscheinsgebühr , u . z. :

1. der Magistratsbeamte . I fl. 20 kr.,
2 . der Stadtbauamtsbeamte . 1 „ 20 „

3 . der Stadtphystkus oder der k. k. Bezirksarzt (nur bei Sanitäts¬
augenscheinen ) . - . 2 „ 10 kr., endlich

4 . der Aktuar . — „ 40 „

Zur Abhaltung der vorzunehmenden Augenscheine ist jedesmal der Kommunalwagen zu
benützen , wenn Entfernung oder Witterungsverhältnisse einen solchen nothwendig machen.

523
Magistrats - Verordnung

vom 19 . April 1866 , Mag . Z . 36 .856,

mit welcher zur Durchführung des im L. G . vom 10 . März 1866 enthaltenen Augenscheins-
Taxtarifs und des Gemeinderaths -Beschlusses vom 25 . November 1864 über die Augen¬

scheinsgebühren — die erforderlichen Bestimmungen festgestellt werden.

Zur Durchführung des bezeichnten Taxtarifes und Gemeinderaths - Beschlusses wird
verordnet:

Die Bemessung  der für die Augenscheins - Vornahme zu entrichtenden Augenscheins-
Taxen  nach dem mit dem Landesgesetze vom 10 . März l . I . genehmigten Tarife hat mit Rück¬
sicht auf den Umstand , daß zur Berechnung dieser Taxen öfters technische  Kenntnisse erforderlich
sind , durch das Bauamt  zu geschehen.

Es hat daher der Bauamts -Beamte , welcher bei dem Augenscheine intervenirt , oder einen
solchen selbst vornimmt , am Schlüsse  des hierüber aufgenommenen Protokolles oder des zu
erstattenden Berichtes und zwar vor deren Untersertigung in denselben beizusetzen:

a ) die Post - Nummer des Tarifs,  nach welcher die Augenscheiustaxe zu bemessen
ist, ferner

b) wann es erforderlich ist , die betreffenden Ausmaßen,  und dann

o) den hiernach berechneten Betrag  der zu entrichtenden Taxe.
Wenn die Angelegenheit , durch welche der Augenschein veranlaßt wurde , in dem betref¬

fenden Departement des Magistrats zur Erledigung  kommt , so wird , nachdem die entsprechende

Expedizion verfaßt ist , der Akt von dem Departement unmittelbar  und im kurzen Wege an
die Buchhaltung  und zwar zu dem Zwecke geleitet , um daselbst die vom Bauamte bemessene
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Augenscheinstaxe und jene Angenscheinsgebühren vor zu sch reiben,  welche nach dem Gemeinderaths-
Beschlusse vom 25 . November 1864 von einigen KommissionSgliedern zu beziehen sind.

Es versteht sich von selbst , daß bei dieser Vorschreibung durch die Buchhaltung die Tax-

bemessung , wenn es nöthig erscheint , auch geprüft  wird , und es ist ferner selbstverständlich , daß
mit Rücksicht auf die Tarifposten 15 , 24 , 26 , 45 und 47 der bei der Augenscheins - Vornahme

bemessene Taxbetrag abzuändern  ist , wenn sich in der weiteren Verhandlung ergibt , daß das
Ansuchen , über welches der Augenschein vorgenommen wurde , nicht bewilligt  werden kann.

Wenn die Vorschreibung der Augenscheinstaxen und Gebühren in der Buchhaltung statt¬

gefunden hat , ist sohin von derselben der Akt an das Departement wieder im kurzen Wege zurück-
znmitteln und vom letzteren zur Präs idial -R eVision  abzugeben , von wo aus der Akt im
gewöhnlichen Wege an das Expedit zur Mundirung  gelangt.

Nach geschehener Mundirung hat sohin das Expedit den mit viäeut Oberkammer¬

amt  bezeichnten Akt sammt den Reinschriften unverzüglich an das Ober kammeramt  zu be¬
fördern . Dieses nimmt die Verbuchung  der Augenscheinstaxen und Augenscheinsgebühren vor,
und hat dann ohne weiters die Einhebung  der Taxen gleichzeitig mit der Zustellung

der betreffenden Expedizionen an die Parteien durch die Tax -Kommissäre zu veranlassen.
Bezüglich der Behebung der Augenscheins - Gebühren  durch die bezugsberechtigten

Kommissionsglieder wird bestimmt , daß dieselbe monatlich  zu geschehen habe.
Es ist zu diesem Zwecke von dem Bezugsberechtigten eine Konsignazion,  in welcher

die Geschäftszahlen der Aktenstücke , durch welche die Augenscheine veranlaßt wurden , dann der

Gegenstand derselben und die Beträge der Gebühren bezeichnet stnd , unmittelbar bei dem
Oberkammeramte  etnzureichen , von welchem der entfallende Gebührenbetrag ohne weitere Vor¬

lage an die Buchhaltung liquidirt und erfolgt werden wird.

W4.
Demcinderaihs -Veschlüssc

vom 16 ., 20 ., 23 . Juni 1865 und 5 . April 1866 , Z . 1349 , 1512 , 2859 u . 7066 , Mag . Z . 47 641,

betreffs der Bestimmung der näheren Modalitäten der Eröffnung der Pferde -Eisenbahnen.

Der Gemeinderatb hält an dem in der 329 . Sitzung vom 21 . Oktober 1864 gefaßten

Beschlüsse fest , daß vorläufig nur probeweise Konzessionen zur Anlegung und zum Betriebe von

Pserde -Eisenbabnen in Wien ertheilt werden sollen , und daß die Ertheilung einer definitiven Kon¬

zession erst nach Maßgabe der gemachten Erfahrungen stattfinden könne.
1. Zur Anlegung und zum Betriebe einer Pferde -Eisenbahn in Wien ist die Bewilligung

der Gemeinde als der Eigenthümerin des Straßengrundes erforderlich . Die Bewerber haben die
mit den detaillirten Plänen inftrnirten Gesuche bei dem Magistrate zu überreichen , welcher die¬

selben nach Einvernehmung des Bauamtes dem Gemeinderathe zur definitiven Erledigung vorzu¬

legen bat.
2 . Jede Konzession , mag sie probeweise oder definitiv ertheilt werden , beschränkt sich aus

die bestimmte Linie , die dem Konzessionswerber eingeränmt wurde , und ertbeilt demselben durch¬

aus kein Recht , gegen andere probeweise ertheilte oder definitive Konzessionen Einsprache zu erheben
oder eine Entschädigung zu begehren.
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3 . Eine solche Konzession soll nie auf mehr als 20 lzahre ertheilt werden.

4 . Pferde - Eisenbahnen können in der Regel nur in Straßen von mindestens 50  Fahrbreite

u . z. bei einer Breite von 5 - 7 ° nur mit Einem Geleise nnd erst bei einer Breite von minde-
ftens 7 ° mit zwei Geleisen angelegt werden , mit Ausnahme jener Stellen , an welchen ein Ans¬
weichplatz als nothwendig sich herausstellt.

5 . Die Spurweite der Pserde - Eisenbahngeleise har mit der Geleisbreite der bestehenden

Lokomotiv -Eisenbahnen übereinzustimmen.

6 . Schienen aus Gußeisen dürfen nicht verwendet werden.

7 . Alle Beschädigungen , welche bei der Anlegung und dem Betriebe der Pferde -Eisenbabnen

am Straßenpflaster , an Kanälen , an Wasserleitungen , Gasröhren und anderen derlei Objekten

zugefügt werden , müssen von der Unternehmung ersetzt werden.

8 . In jenen Straßen , in denen sich das Bahngeleise befindet , hat die Unternehmung die
Kosten der Erhaltung des Straßenpflasters bei einfachem Geleise in einer Breite von 8 Schuhen,

bei doppeltem Geleise insbesondere auch noch der zwischen beiden Geleisen befindlichen Straßen¬
strecke, sowie die Reinigung , Bespritzung und Entfernung des Schnees auf den erwähnten Strecken

zu tragen.
Die Gemeinde hat zu bestimmen , ob diese Arbeiten durch ihre eigenen Organe ausgefuhrt

werden sollen , oder ob sie der Unternehmung zur Ausführung nach den Weisungen des Bauamtes

überlassen werden sollen . Für die Reinheit und Befahrbarkeit der Geleise hat die Unternehmung

aus eigene Kosten durch ihre eigenen Bediensteten selbst zu sorgen.
9 . Was das Sistem der Konstrukzion der Transportmittel betrifft , so soll dasselbe dem

Gemeinderathe zur Genehmigung vorgelegt werden und auf sein Verlangen die verschiedenen Sisteme
durch die Unternehmung auf deren Kosten probeweise eingeführt werden , und es sind bei der Kon¬

strukzion und der Verwendung derselben alle jene Vorsichten zu beobachten , welche die Sicherheit
des Transportes , sowie des ungestörten Straßenverkehres erheischt.

Ueberhaupt behält sich der Gemeinderath die Genehmigung der ganzen Art des Be¬
triebes vor.

10 . Der Fahrplan (die Bestimmung der Abfahrtszeit ) und die Betriebsordnung sind der

Genehmigung der Gemeindeverwaltung zu unterziehen.
1 i . Die Feststellung der Fahrpreise hat im Einvernehmen mit der Gemeindeverwaltung

zu geschehen ; ebenso ist eine Vereinbarung zwischen der Unternehmung und der Kommune zur
Benützung der Bahn zu Gemeindezwecken zu treffen.

12 . Sollten durch Herstellung des Straßenpfiasters , durch Anlegung oder Ausbesserung

von Kanälen , Wasserleitungen , Gasleitungen oder sonst durch Bauführungen , die auf Kosten der
Gemeinde oder aus öffentlichen Rücksichten unternommen werden , irgend welche unvermeidliche

Beschädigungen an dem Eigenthume der Unternehmung herbeigeführt werden , so hat diejelbe keinen
Ersatz hiefür anzusprechen.

13 . Jngleichen gebührt der Unternehmung kein Ersatz für den ihr aus einer zeitweiligen

Einstellung des Betriebes (wegen Bauherftellungen , Trnppenmärschen , Prozessionen . Feierlichkeiten

u . s. w.) erwachsenden Verluste . Insbesondere darf gegen die Zeit und Dauer , wenn dte Kom¬
mune dergleichen Herstellungen vorzunehmen gedenkt und auSsührt , von Seite der Unternehmung
keine Einsprache erhoben werden.

14 . Die Unternehmung kann gegen das Befahren oder Ueberfahren , gegen das lieber-
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setzen oder Durchkreuzen ihrer Geleise durch andere Transportmittel oder Bahnanlagen keine Ein¬
sprache erheben.

15 . Die Unternehmung ist verpflichtet , für die Probezeit jährlich für jeden Wagen , den
sie verwendet , wenn derselbe für nicht mehr als 10 Personen bestimmt ist, 8 fl. 40 kr. und wenn

er für mehr als 10 Personen bestimmt ist, für je zehn Personen mehr , den gleichen Betrag von
je 8 fl. 40 kr. an die Kommune zu entrichten.

16 - Ebenso hat die Unternehmung für die Ueberlassung der Standplätze ( Aufstellungs¬
plätze u . dgl .) und für die Benützung der Fahrbahn einen mit der Gemeindeverwaltung zu ver-
elnbarenden Zins zu entrichten.

17 . Sollte sich der Betrieb einer Pferde -Eisenbshn nach Ablauf der probeweise ertheilten
Konzession im öffentlichen Interesse als unstatthaft darstellen , oder sollte das Unternehmen Seitens

der Konzessionäre aufgegeben werden , so sind diese verpflichtet , das Bahngeleise über Anordnung
der Gemeindeverwaltung sofort zu entfernen , und die Straße wieder in den alten Zustand her¬
zustellen , ohne daß ihnen dießfalls eine Entschädigung gebührt.

18 . Die Unternehmung hat zur Sicherstellung ihrer Verbindlichkeit eine von der Gemeinde¬

verwaltung zu bestimmende Kauzion zu leisten und während der ganzen Konzessionsdauer in gleicher
Höhe zu erhalten.

19 . Nach Ablauf der Dauer der definitiven Konzession soll es in der Wahl der Gemeinde

gelegen sein , entweder die Bahn zu übernehmen , oder die Unternehmung zu verhalten , daß ste die
Straßen auf ihre Kosten wieder in den früheren Stand versetze.

Im Falle als die Gemeinde sich bewogen findet die Bahn zu übernehmen , geht das Ge¬
leise mit dem Unterbaue sogleich ohne Entgeld und unmittelbar an die Kommune über und hat
die Unternehmung die Bahn im brauchbaren Stande zu übergeben.

Die Unternehmung ist in diesem Falle auch verpflichtet , die in Wien befindlichen Remisen
und Stazionsgebäude um einen durch beeidete Sachverständige festzusetzenden Preis an die Kom¬
mune zu überlassen , wenn letztere dieselben um den ermittelten Preis übernehmen will.

Die Ueberlassung der zu dem Transportgeschäfte bestimmten Gegenstände ist die Kommune

zu fordern nicht berechtigt ; sie ist aber auch nicht zur Uebernahme derselben verpflichtet.
Diese Grundsätze find zur Kenntniß der k. k. Statthaltern zu bringen.

Anhang.
Das k. k. österr . Oberlandesgericht hat mit Entscheidung vom 13 . Februar 1866 , Z . 2869,

ein beim k. k Handelsgerichte in Wien eingebrachtes Gesuch um öffentliche Feilbietung  eines

Pfandgegenstandes im Sinne des Artikels 311 des Handelsgesetzbuches aus dem Grunde zurück¬
gewiesen , weil nach Art . 311 des H . G . B . im Zusammenhänge mit Art . 310 nicht das Gericht

berufen ist, eine solche Bewilligung auszusprechen oder den Verkauf vorzunehmen , sondern der po¬
litischen Behörde die Genehmigung zum öffentlichen Verkaufe znsteht.

(Allgem . österr . Gerichtszeitung Nr . 17 vom 27 . Februar 1866 .)

Reeigirl und herausgegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C. Gerold ' s Sohn.
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525
Verordnung des Staalsministeriums im Einvernehmen mit dem

Handels - , Justiz - und Polizeiministerium
vom 1. Mai 1866 , R . G . Bl . Nr . 54,

betreffend die Verwendung von Giftfarben und gesundheitsschädlichen Präparaten bei
verschiedenen Gebrauchsgegenständen und den Verkauf derselben.

§. I . Die Verwendung von Farben , welche Metalle ( Eisen ausgenommen ), Gummi -Gutti,
Pikrinsäure oder Anilin enthalten , ist bei Genußartikeln aller Art (Eßwaaren und Getränke ) , ein¬

schließlich der aus Tragant , Stärke und Zucker bereiteten Devisen und Figuren , verboten.
§ . 2 . Zum Färben oder Bemalen von Kinderspielsachen dürfen Präparate und Farben,

welche Arsen , Antimon , Blei , Kadmium , Kupfer , Kobalt , Nickel , Quecksilber (reinen Zinnober aus¬

genommen ), Zink oder Gummi -Gutti enthalten , nicht verwendet werden.

Die Verwendung anderer metallhältiger Farben ist zwar gestattet , es muß jedoch die Farbe
auf den Gegenständen , für welche sie verwendet wird , mit einem , der Einwirkung der Feuchtig¬
keit widerstehenden , nicht leicht abreibbaren Firnisse vollkommen gedeckt sein.

§ . 3 . Die Stoffe , deren Verwendung im tz. 2 untersagt oder nur bedingt gestattet ist,
dürfen bei Thonwaaren , welche zur Aufnahme von Nahrungsmitteln bestimmt find , nur in An¬
wendung kommen , wenn der farbige Ueberzug eingebrannt wird.

H. 4 . Mit Arsenpräparaten gefärbte künstliche Blumen oder natürliche , in eine arsenhal¬
tige Farbentünche getauchte Pflanzeutheile dürfen nur dann , wenn das Abstäubeu der giftigen

Farbstoffe durch einen Firnißüberzug vollständig gehindert ist , — ebenso dürfen Tapeten mit
arsenhältigen Farben nur in dem Falle verfertiget werden , wenn diese Tapeten oder die so be¬

malten Parthien derselben mit einem Firnißüberzuge versehen werden.
§. 5 . Die Verwendung arsenhältiger Farben zum Bemalen der Wände von Wohnzimmern

und von anderen zum Aufenthalte oder zur Versammlung von Menschen dienenden Lokalitäten
ist verboten.

tz. 6 . Ueberhaupt ist bei Bereitung von Genußmitteln , von Eß - und Kochgeräthen , von
Bekleidungsgegenständen und jeder Art Toiletteartikeln die Verwendung solcher Substanzen unter¬
sagt , welche in der Art und Form , in welcher sie zur Verwendung kommen , die Gesundheit gefährden.
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§ . 7 , Nebst der Erzeugung ist der Handel , Ausschank und jeder sonstige Absatz der in
den vorstehenden Paragrafen angeführten Gegenstände , welche den dort enthaltenen Bestimmungen

nicht entsprechen , verboten.
§ . 8 . Übertretungen dieser Verordnung , welche nicht unter das allgemeine Strafgesetz

fallen , sind nach Maßgabe der Ministerialverordnung vom 30 . September 1857 , R G . Bl . Nr . 198.

zu bestrafen.

528
Kundmachung der k. k. n. ö. Statthaltern

vom 13. April 1866 , Z 13 .047 . Mag . Z. 51 .659,

betreffend die Ausdehnung der Omnibus -Ordnung vom 31 . Dezember 1863 , hinsichtlich
der Beistellung von Kondukteuren auf die weniger als zehn Personen fassenden Omnibus

und Stellwägen.

Die seit der Wirksamkeit der , mit der Kundmachung der k. k. n . ö. Statthalterei vom

31 . Dezember 1863 , Z . 52,491 , ( s. Verord . Blatt Jahrg . 1864 , S . I ) verlautbarten Omnibus-
Ordnung genommenen Erfahrungen veranlassen die k. k. Statthalterei zu nachstehenden Anordnungen:

1. Alle Omnibus und Stellwagen , welche innerhalb der Linien Wiens , sowie zwischen
Wien und den innerhalb einer Meile vor den Linien gelegenen Ortschaften verkehren , sind von Kon¬

dukteuren zu begleiten . Ausgenommen von der Verpflichtung zur Beistellung eines Kondukteurs

sind einzig und allein die im Innern des Wagens blos 4 Personen fassenden Omnibus.
2 . Die Omnibus - Inhaber haben nebst der , von ihnen nach Punkt 13 der Omnibus-

Ordnung zu führenden Vormerkung über die Kutscher auch noch eine Vormerkung über die , die

einzelnen Wagen begleitenden Kondukteure zu führen.
3 . Das Rauchen ist ausschließend nur in jener Abtheilung der Wägen gestattet , welche

ausdrücklich als Rauch - Coupö bezeichnet und von den übrigen Sitzplätzen vollkommen abge¬

schlossen ist.
4 . Die Wirksamkeit dieser Verordnung beginnt mit 1. Juni 1866.

5 . Die Uebertretungen dieser Anordnungen werden nach der kaiserlichen Verordnung vom

20 . April 1854 (R . G . Bl . Nr . 96 ) geahndet.

Anhang.

In Folge des Gesetzes vom 18 . Oktober 1865 (R . G . B . Nr . 104 ) in Betreff der

künftigen Art der Branntweinbefteuerung,  ist mit dem Eintritte der Wirksamkeit die >es Gesetzes
vom 1. Februar 1866 angefangen der nach der Kundmachung der k. k. n . ö. Statthaltern vom
29 . Oktober 1863 , Z . 44063 (s. Verordnungsblatt . Jahrg . 1863 , S . 146 ) dermalen gültige Maß¬

stab des einzuhebenden städtischen Zuschlags  von 63 kr. österr . Währ , für den n . ö. Eimer
Branntwein in Bezug auf den innerhalb der Linien Wiens erzeugten Branntwein
nicht mehr anwendbar . In Absicht auf die Bemessung des Gemeindezuschlages für die inner
den Linien Wiens erzeugten gebrannten geistigen Flüssigkeiten bat demnach die Entrichtung

des Gemeindezuschlages von dem inner den Linien Wiens erzeugten Branntwein künftighin wieder
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mit dem vorherbestandenen, mit dem Zirkulare der n. ö. Regierung vom 1. Oktober 1835 und
10. Dezember 1837 bestimmten Ausmaße von 36 kr. Konv. Münze, beziehungsweise mit 63 kr.
österr. Währ, für 20 Eimer maischraum mehliger Stoffe und 13^ 4» Eimer eingestampften Obstes
zu geschehen.

Die k. k. Finanz Bezirks-Direkzion hat daher die Weisung erhalten, von dem Zeitpunkte
der Wirksamkeit des Gesetzes vom 18. Oktober 1865 an, den städtischen Gemeindezuschlag von
den inner den Linien Wiens erzeugten gebrannten geistigen Flüssigkeiten nach diesem Ausmaße
zu berechnen und in die Steuerpauschalirung einzubeziehen.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 4. Dezember 1865, Z. 45.550, Mag . Z. 162.756.)

Der Gemeinderath hat zufolge Beschlusses vom 5. Jänner 1866, Z. 6728, Mag. Z.
7334 genehmigt, daß in Hinkunft das Verrechnungs - Absolutorium  nach dem nachstehenden
von der städtischen Buchhaltung entworfenen Formulare ausgesertigt werde:

Formular
Nachdem über die (das) von dem Herrn N. N. (Charakter) rc. für das Jahr . . . . ge¬

legte Geld-, Material- und Jnventarrechnung(Geldjournal) des . laut des Berichtes
der städtischen Buchhaltung vom . Z . . nunmehr die Rechnungsrichtigkeit hergestellt
und der (die) mit Ende . verbliebene Kassarest(Material-Jnventarvorräthe) in die (das)
Geld , Material- und Jnventarrechnung (Journal ) vom . übertragen worden ist, so wird
hierüber den genannten Herrn Rechuungslegern das Absolutorium ertheilt.

Wien, am.

Der Gemeinderath hat zu Folge Beschlusses vom 2. März 1866, Z. 5621 , Mag.
Z. 76.093 , genehmigt, daß für die 12 Aufseher der städt . Beschäftigungsanstalt für
fr eiwillige Arbeiter ein eigener Konkretalstatus mit drei Gehaltsstufen  von 315 ss.,
367 fl. 50 kr. und 420 fl. sistemistrt, und daß in jeder dieser Gehaltskategorien je vier Individuen
eiugereibt werden. Bezüglich der, dem obigen Konkretalstatus angehörigen jeweiligen Aufseherin
wurde angeordnet, daß dieselbe stets in der niedersten Gehaltskategorie von 315 st. zu verbleiben habe.

Zur Behebung vorgekommener Zweifel fand das k. k. Staatsministerium zu ?̂ olge Erlasses
vom 24. März 1866, Z. 5341, im Einvernehmen mit dem k. k. Kriegsminifterium zu erklären, daß
unter den im §. 41 des H. E. G. und §. 98 und 100 des A. U. zum H. E. G. angeführten
aus dem Staatsschätze zu bestreitenden Kosten der Reise der zu überprüfenden Stel¬
lung sp flichtigen und ihrer Begleiter  die Kosten der Hinreise und der Rückreije zu ver
steben und insbesondere die Kosten aus Anlaß der Heimkehr der in Folge des Beschlusses der
Ueberprüfungskommisston assentirten und auf Urlaub abgehenden Ueberprüften dem Militär-Aerar
zufallen, und nach den Vorschriften für Militär-Urlauber u. z. speziell nach §. 119 des Armee-
Gebühren-Reglements zu behandeln find, daß dagegen die Kosten der Rückreise der Begleiter, wie
auch der Heimsendung der von der Ueberprüfungskommisston derzeit untauglich Befundenen, wie
auch jene der eventuellen Absendung der Tauglichen zur Vornahme der Assentirung nach §. 84
A. U. zum H. E. G. aus der Dotazion der politischen Verwaltung zu bestreiten sind.

Es obliegt daher den den Transport besorgenden Gemeinden Vorsorge zu treffen, daß
die rückkehrenden nicht assentirten Ueberprüften, wo es thunlich ist, die Reisegelegenhett ihrer Be-



L42

gleiter benützen und auf diese Benützung ausdrücklich gewiesen werden , indem besondere Ausrech¬
nungen für diese Ueberprüften nur für die Kosten ihres Unterhaltes wahrend der Reise , für die

Fahrt aber nur dann passtrt werden dürfen , wenn es nachzuweisender Maßen denselben nicht mög¬
lich war , die Neisegelegenheit der Begleiter kostenfrei zu benützen.

Auf diese Benützung haben die als Soldaten auf Urlaub in ihre Heimat reisenden Ueber¬
prüften keinen Anspruch und sie darf ihnen nur dann gestattet werden , wenn daraus keine aus
demMvilärar zu refundirenden Auslagen erwachsen.

(Erlast der k . k. n . ö. Statthalterei vom 27 . Mär ) 1866 , Z . 11 .346 . Mag . Z . 46 .371 .)

Der Gemeinderath hak zufolge Beschlusses vom 5. April 1866 . Z . 71 . Mag . Z . 162 .731.
genehmigt , daß auch jene Dekreten - Stempel - Gebühren (s . Berord . Blatt , Jahrg . 1846,

S . 9) von städt . Angestellten , welche in Folge der vorausgegangenen provisorischen Anstellung,
bei der darauffolgenden definitiven Anstellung nur 20 fl. oder auch weniger als 20 fl. betragen,
welche aber , im Falle die definitive Anstellung unmittelbar erfolgt wäre , mehr als 20 fl. betragen
hätten , bei Vorschußleistung aus der städt . Kassa in monatlichen Raten von 2 fl . von der Besol¬
dung des betreffenden Angestellten in Abzug gebracht werden können.

Die Bestellung eines Schulprovisors  ist im Falle der eintretenden Nolhwendig-
keit jederzeit aus dem Lehrkörper der betreffenden Schule und zwar mittelst des tauglichsten Lehrers
durch den Distriktsaufseher zu veranlassen , welche Ernennung jedoch nachträglich stets dem Ge-
meinderathe zur genehmigenden Kenntniß zu bringen ist.

(Gemeinderaths -Befchluh vom 6 . April 1866 , Z . 1218 , Mag . Z . 49 .009 .)

Die k. k. Polizei - Direkzion in Oedenburg  hat ihre Amtswirksam kei  t am

7 . April 1866 eingestellt  und die bisher von ihr besorgten Geschäfte an den dortigen Magistrat,
beziehungsweise an die Stadthauptmannschaft übergeben.

(Note der k. k. Polflei - Dirckzion in Dedenburg vom 7. April 1866 , Z . 43 -P ., Mag . Z . 47 .643 . )

In allen städtischen Zinshäusern  und insbesondere auch in den Bürgerspitals -Zins-
häusern find die bisherigen halbjährigen Zinstermine,  nämlich Georgi auf den 1. Mai und
Michaeli auf den 1. November , sowie auch die vierteljährigen Zinstermine , nämlich Lichtmeß auf den
1. Februar , Georgi auf den 1. Mai . Jakobi auf den 1. August und Michaeli aus den 1. Novem¬

ber zu verlegen . In gleicher Weise hat die Verlegung der Zahlungstermine für die Zinse  der

von der Kommune und dem Bürgerspitalsfonde verpachteten Gewerbe  stattzufinden.
(Gemeinderaths - Beschluh vom 24 . April 1866 , Z . 1657 , Mag . Z . 18 562 .)

Zu Folge Gemeinderaths -Beschlusses vom 27 . April 1866 , Z . 1687 , Mag Z . 56 927 , bat

der Magistrat in Hinkunft bei Bejetzungsvorschlägen,  wenn er einen nicht ganz qualifizirten
Bewerber der Gnade des Gemeinderathes anzuempfehlen findet , für den Fall der Nichtannahme

des Betreffenden gleichzeitig den Vorschlag auf die Besetzung mit einem vollständig qualifizirten
Bewerber zu erstatten.

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate. — Wien, gedruckt bei 6 . Gerokd 'S Sohn.
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527
Gemein- eraths-Veschluß

vom 20 . April 1866 ) Z . 1392 u . 1393 , Mag . Z . 69 .082,

das Wahlrecht derjenigen betreffend , welche nach ihrer persönlichen Eigenschaft wahl¬
berechtigt sind.

Diejenigen , welche nach ihrer persönlichen Eigenschaft wahlberechtigt sind , verlieren dadurch,
daß sie mit der landesfürstlichen Steuer im Rückstände sind , ihr Wahlrecht nicht und sie haben

das Wahlrecht in demjenigen Wahlkörper auszuüben , welchem sie ihrer persönlichen Eigenschaft
nach angehören.

Es sind daher sämmtliche nach der bisherigen Uebung in solchen Fällen ausgeschlossenen

Wahlberechtigten Wiens in die für die nächste Gemeinderathswahl anzulegenden Wählerlisten auf¬
zunehmen.

528.
Prasidial-Erlaß

vom 26 . Mai 1866 , G . R . Z . 5542 , Mag . Z . 70 .861,

die Festsetzung der an den Komnmnal -Mittelschulen zu entrichtenden Einschreibgebühr,

des Lehrmittel - Beitrages und des Schulgeldes betreffend.

Der Gemeinderath hat in der Plenarsitzung am 18 . Mai 1866 folgende Beschlüsse gefaßt:
n) Die Einschreibgebühr in sämmtlichen Kommunal -Mittclschulen ist künftighin in runder Summe

mit zwei Gulden ö. W . einzuheben.
6 ) Der bisherige jährliche Bibliotheksbeitrag von 1 fl. 5 kr. ist in einen Lehrmittelbeitrag von

zwei Gulden jährlich umzuwandeln.

<?) Das Schulgeld in den Unterrealschulen wird halbjährig auf fünf Gulden , in den Oberreal¬

schulen auf zehn Gulden erhöht , und bleibt nur in den Realgymnasien dasselbe wie bisher.
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S2S
Gerneinderaths -Deschluß

vom 23 . Mai 1866 , Z . 2725 , Mag . Z . 67 .761,

die Zuständigkeit der hiesigen Kominunal -Beamten betreffend.
Der Gemeinderath hat den Beschluß gefaßt , daß alle gegenwärtig definitiv mit Gehalt

angestellten Kommunal - Beamten als zuständig nach Wien erkannt werden , insofern diejenigen,
welche dermalen einer anderen Gemeinde angehören , etwa nicht in dem Verbände dieser auswär¬
tigen Gemeinde zu verbleiben wünschen.

53 ».
PraWial -Erlaß

vom 18 . Juni 1866 , G . R . Z. 2126 , Mag . Z . 40 .831,

in Betreff der Durchführung des Landesgesetzes vom 15 . März 1866 Nr . 5.
In Folge mehrerer von dem Magistrate an den Gemeinderath gestellten Anträge in Be¬

treff der Durchführung des Landesgesetzes vom 15 . März 1866 (s. Verordnungs -Blatt , Jahrgang
1866 , S . 127 ) wurde Nachstehendes bekanntgegeben:

Nachdem nach dem Wortlaute des zweiten Absatzes tz. 2 des Landesgesetzes vom 15 . März
1866 und im Sinne der Motive der diesbezüglichen gemeinderäthlichen Gesetzvorlage nur die Be¬
messung des städtischen Zuschlages zur l . s. Vermögensübertragungsgebübr von Wiener Realitäten
durch die Finanzbehörde zu erfolgen hat , sonach dieser lediglich die auf diese Bemessung der städti¬

schen Auflage und deren allfällige Richtigstellung im Relnrswege oder außer demselben bezugneh¬
menden Amtshandlungen zugewiesen find , so ergibt flch folgerichtig der Grundsatz , daß alle wei¬
teren Vorkehrungen zur Hereinbringung der städtischen Auflage den Kommunalorganen obliegen,
und diese daher die Evidenzhaltung der bemessenen Zuschläge , die allfällige zwangsweise Eintrei¬
bung und Berechnung der Verzugszinsen , die Ertheilung allfälliger Zahlungsfristen , die rechtzeitige
Sicherstellung der Auflage und zwar Alles nach den für die Staatsgebühr bestehenden Grund¬
sätzen zu besorgen haben.

A n h 6 n g.
Das k. k. Staatsministerium hat zu Folge Erlasses vom 2 . Februar 1866 , Z . 2270 , be¬

schlossen, von den Grundsätzen , welche in Bezug auf den Schreibunterricht in den Volks
schulen  durch den Ministerial -Erlaß vom 16 . November 1861 , Z . 11 .027 C - U . festgestellt wurden
es abkommen zu lassen und bis auf Weiteres die Wahl der Methode und der Lehrmittel für den

fraglichen Unterricht den Lehrern der Volksschulen unter der vorschriftsmäßigen Förderung unt
Ueberwachung der Schulen -Leitungs - und Aussichtsorgane sreizustellen.

Durch diese Verfügung erhält es auch von der Anordnung der k. k. Statthalterei vom
25 Juli 1861 , Z . 27 .673 , mit welcher die Schreibhefte vom M . Greiner als obligatorisches Lehr¬
mittel beim Schreibunterrichte an den Volksschulen Niederösterreicks eingeführt worden waren,
definitiv das Abkommen.

(Erlast der k. k . n ö . Stattbalterei vom 28 . Februar 1866 , Z . 6181 , Mag . Z . 40 .899 .)
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Mit dem Gemeinderaths-Beschlüsse vom 8. Marz 1866, Z. 7502, Mag. Z 36.239,
wurden die Bezüge  der bei der städtischen Ueberfuhr am Stroh  eck verwendeten Schiffleute
definitiv normirt. _

Zur Ertheilung des Tanzunterrichtes in Privathausern  ist , insoferne es sich
hiebei nicht um die Errichtung einer förmlichen Tanzschule handelt, keine besondere Bewilligung
erforderlich.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 18. April 1866, Z. 7.231, Mag . Z. 55.903.)

Die k. k. Statthalterei hat dem Ansuchen der Erzeuger optischer Instrumente  einschließ¬
lich der Lorgnetten-Erzeuger, der Augenglas-Gestellmacher, der Metallsasser für optische Instru¬
mente, der Schleifer optischer Gläser und der Händler mit allen in das Fach der Optik ein¬
schlagenden Artikeln um Ausscheidung aus der Genossenschaft der Maschinensabrikanten und Me¬
chaniker und um Gestattung, daß die Ausgeschiedenen zusammen eine Genossenschaft bilden, ebenso
auch dem Einschreiten der Erzeuger künstlicher Zähne und Gebisse  um Ausscheidung aus
derselben Genossenschaft und um Belastung der Ausgeschiedenen außer einem genossenschaftlichen
Verbände Folge gegeben,  dagegen aber die Bitte der Pserdemaß - Erzeuger , Maßstab¬
erzeuger und Blasbalgmacher  um Ausscheidung aus derselben Genossenschaft und um Be-
lassung der Ausgeschiedenen außer einem Gcnosseuschaftsverbande aus dem Grunde zurückge¬
wiesen.  weil dieses Begehren mit der Bestimmung des §. 107 der Gewerbeordnung unvereinbar ist.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 18. April 1866, Z. 13.709 , Mag . Z. 55.908.)

lieber den in Hinblick auf das Landesgesetz vom 15. März 1864, Nr. 5 (s. Verordnungs-
Blatt , Jahrgang 1866, S . 127) von dem Magistrate an den Gemeinderath erstatteten Vortrag
in Betreff der Frage, von welchem Tage an ge fangen die an die Stelle der Bürge r-
lasten -Reluizionstaxe getretene neue Auflage , uud bis zu welchem Tage noch
die Bürgerlasten -Reluizions -Taxe  von den in der Uebergangsperiode stattgefundenen
Eigenthums Übertragungen einzuheben  sei , wurde zufolge Präfidial-Erlasses vom 2. Mai 1866,
G. B . Z. 2019, Mag. Z. 59-525, nachstehender Grundsatz als Richtschnur aufgestellt:

Wenn die Verlragsurkunde, womit das Eigenthum auf eine im Wiener Gemeindegebiete
befindliche Realität übertragen wird, vor dem 20. Marz 1866 ausgestellt wurde, oder der Todfall,
in Folge dessen eine solche Uebertragung stattfindet, vor diesem Tage eintrat, so ist noch die Bür-
gerlasten-Reluizions-Taxe einzuheben, selbstverständlich, wenn kein Befreiungsgrund diesfalls
vorliegt; wenn jedoch die Vertragsurkunde am 20. März oder an den folgenden Tagen ansgestellt
wurde, oder der Tod in dieser Zeit erfolgte, so ist die neue Gemeindeauflage einzuheben.

Die k. k. Wiener Bau-Kommission hat aus Anlaß eines Gesuches um die Bewilligung
zum Umbaue eines Hauses aus einem stistlich Klosterneuburg ' schen Pachtgrunde  Nach¬
stehendes in Betreff der Behandlung der Demolirungsreverse  bemerkt:

Die grundbücherliche Sicherstellung dieser, bei ausnahmsweise gestatteten Bauten vorge¬
schriebenen Reverse wurde deßhalb für nothwendig erachtet, weil ein nicht grundbücherlich einver¬
leibter Revers gegen den Besitznachfolger, insoweit er nicht im Erbschaftswege zum Besitz gelangt,
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nicht rechtswirksam wäre und daher die ans öffentlichen Rücksichten etwa notwendige Beseitigung
solcher Bauten nicht blos aus die ohnedies faktisch vorkommenden Schwierigkeiten, sondern' auf
rechtliche Bedenken stoßen würde.

Die Vormerkung dieser Revers- in den Rentbüchern der Stistskanzk-i Klosternenlmrg
hat NM so weniger die Wirkung einer grundbücherlicheu Sicherstellung, als diesen Rentbüchern
nur die Kraft von Privataufschreibungen zuerkannt werden kann.

insoweit nnn bezüglich des Grund und Bodens, auf welchen ein derartiges Bauobjekt
errichtet werden soll , keine Grundbuchseinlageu. zw. weder über den ganzen Komplex, als
dessen Theil jene Area erscheint, noch über die spezielle Baustelle insbesondere besteht, kann zwar
eine Eintragung des Reverses selbstverständlich nicht stattfinden; allerdings kann aber dafür gesorgt
werden, daß dem Reverse eine solche Form schon dermalen gegeben werde, daß die Einverleibung
dann, wenn eine Grundbuchseinlage bezüglich dieser Baustelle eröffnet werden wird, erfolgen könne.

In jenen Fallen aber, in welchen die bezügliche Baustelle im Grundbuche (oder der
Landtafel) inneliegt, sei es, daß eine spezielle Einlage im Grundbnche bereits besteht, oder daß
der ganze Grundkomplex, dessen Theil jene Baustelle bildet, im öffentlichen Buche eingetragen ist,
dürfte die Einverleibung des bezüglichen Reverses keinem Rechtsbedenken unterliegen.

Es ist daher bei solchen ausnahmsweisen Baubewilligungen auch auf die aus öffentlichen
Rücksichten notwendige Sicherstellung der Reverse zu dringen und der Baubeginn nicht eher zu
gestatten, bis incht die vollzogene Einverleibung des Reverses entweder auf den Gesammtkompler
oder aus die spezielle Baustelle nachgewiesen sein wird.

Eine Weigerung des Grundeigenthümers, beziehungsweise des Stiftes Klosterneuburg
kann hier umsoweniger maßgebend sein, als die Behörde durch Verweigerung des an die noth-
wendige Bedingung der Reverseinverleibunggeknüpften Baukonsenses das Mittel an der Hand
hat, die Erfüllung dieser Bedingung durchzusetzen, insbesondere wenn, wie ohnedies im Werke ist,
eine strenge Aufsicht das Entstehen eigenmächtiger Bauten verhindert.

Der Grundeigenthümer, beziehungsweise das Stift Klosterneuburg, dürfte auch umsomehr
sich zur Ausstellung solcher einverleibungsfähiger Reverse bestimmt finden, als er durch Verpach¬
tung der Baustellen und durch die ausnahmsweise Gestattung solcher Bauten Gelegenheit zu einer,
wie die Erfahrung lehrt, gewöhnlich sehr bedeutenden Verwerthung der Grundparzellen findet, wo¬
bei übrigens bemerkt werden muß, daß das Entstehen solcher provisorischer Bauten im öffentlichen
Jnlerepe ohnedies nicht erwünscht ist, und daher die bei beharrlicher Weigerung des Stiftes erfol¬
gende Beschränkung dieser Bauten nur als ein Vortheil in öffentlicher Beziehung bezeichnet wer¬den muß.

Der Magistrat hat daher strenge darüber zu wachen und dafür zu sorgen, daß bei küns-
ttgen derartigen Bewilligungen die Einverleibung dieser Reverse nach den vorstehenden Grundsätzen
durchgefuhrt, und im Falle der Weigerung kein Konsens zum Baubegiune gegeben, übrigens diese
Bauten so viel als möglich beschränkt werden.

(Erlaß der k. k. Wiener Bau-Kommission vom 24. Mai 1866, Z. 65. Mag . Z. 67,716.)
Das k. k. Polizeiministerium hat zufolge Erlasses vom 30. März 1866, Z. 1499, die

Bestimmung des §. 3 der Dienstesinstrukzion für die Zivilpolizeiwache,  wornach diese Indi¬
en uen nur gegen Gelobuiß mit Handschlag ausgenommen werden, außer Kraft zu setzen, und da¬
gegen die Beeidigung  derselben anzuordnen befunden.

(Erlaß der k.k. aller. Finanz Landes-Direlrffon vom 27. April 1866. Z 9063, Mag. Z. 62.541.)
Redigirt und herausgegebenvom Magistrate. — Wien, gedruckt bei C. G erold 'S Sohn.
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Gesetz
vom 19 . Juni 1866 , R . G . B . Rr . 85,

über die Errichtung öffentlicher Wäg- und Meß-Anstalten.
tz. 1. Als öffentliche Wäg - und Meß -Anstalten werden solche Anstalten erklärt , welche

zu Abwägungen und Abmessungen von Maaren und zu Gradmessungen gebrannter geistiger Flüssig¬
keiten mittelst des Alkoholometers für dritte Personen von der Regierung besonders autoriftrt und

mit dem Rechte ausgerüstet sind , über die von ihnen vorgeuommenen Operazionen des Wägens
und Messens und die sich hierbei ergebenden Resultate Bescheinigungen mit der Beweiskraft öffent¬

licher Urkunden auszustellen.
§ . 2 . Die Bewilligung zur Errichtung öffentlicher Wäg - und Meßanstalten steht der

Gewerbsbehörde zu.
§ . 3 . Die Bestellung der das Wäg - und Meß -Geschäft besorgenden Personen bedarf der

Bestätigung der Gewerbsbehörde . Dieselben sind bei dem Handelsgerichte oder dem hiezu dele¬

gieren Bezirksgerichte über ihre auf die möglichst sorgsame und richtige Vornahme des Wägens
und Messens , die Ausfertigung der Bescheinigungen und die genaue Führung der Bücher sich be¬

ziehenden Pflichten zu beeiden.
§ . 4 . Der Eigeuthümer einer öffentlichen Wäg - und Meß -Anstalt , welcher ein Individuum

mit der Besorgung derselben betraut , übernimmt für die von dem Letzteren vorgenommenen Ope¬
razionen die volle Verantwortlichkeit und haftet für jeden durch unrichtige Gewichts - und Maß¬
angaben Dritten erwachsenden Schaden nach den allgemeinen Gesetzen.

§ . 5 . Der Gewerbsbehörde steht das Recht und die Pflicht zn, bei Entdeckung von Miß¬

bräuchen die Entlassung der im §. 3 genannten Personen , und , wenn diese zugleich die Besitzer
der Anstalt sind , oder Letztere sich an den vorgefallenen Mißbräuchen betbeiligt haben , unbeschadet
der allenfalls nach den allgemeinen Strafgesetzen eintretenden Folgen , die Entziehung der Berech¬

tigung zu verfügen.
§ . 6 . Die öffentlichen Wäg - und Meß -Anstalten haben bei Abnahme einer Gebühr für

ihre Leistung sich innerhalb des behördlich genehmigten Tarifes zu halten , und allen sonstigen für
den Betrieb dieser Anstalten erlassenen oder zu erlassenden Anordnungen sich zu fügen.



tz. 7 . Diese Anstalten dürfen sich nur der gesetzlichen und vorschriftsmäßig zimentirten
Maße und Gewichte bedienen und müssen mit den entsprechenden Wäg - und Meß -Apparaten aus¬
gerüstet sein.

§ . 8 . Ueber jede bei einer öffentlichen Wäg - und Meß -Anstalt vorgenommene Abwägung
oder Abmessung ist der Befand in ein Juxtenregister mit genauer Angabe des Namens der Partei,
der Bezeichnung der Waare und der eingehobenen Gebühr einzutragen , und der Partei die gleich¬
lautende Ausschnittsbollete als Bescheinigung anszufolgen . Die Juxtenregister und die den Parteien

auszufolgenden Bolleten sind nach den vom Handelsministerium vorzuzeichnenden Formularien zu
führen . Die Juxtenregister sind durch drei Jahre aufzubewahren.

§ 9 - Gemeinden und Private , welche sich im rechtmäßigen Besitze von Wäg - und Meß-

Anstalten befinden , werden in denselben belassen . Wenn dieselben für ihre Anstalten der Berech¬
tigung öffentlicher Wäg - und Meß -Anstalten theilhaft werden wollen , so haben sie sich nach diesem

Gesetze in die Regel zu setzen, und es ist ihnen über ihr Einschreiten das Recht der öffentlichen
Wäg - und Meß -Anstalten zu ertheilen.

Z. 10 . Bei der Bewilligung neu zu errichtender öffentlicher Wäg - und Meß -Anstalten
sind die Lokalverhältnisse zu berücksichtigen , und ist diesfalls die betreffende Handelskammer ein¬
zuvernehmen.

tz. II . Auf oberwähnte Bewilligung hat die Gemeinde den ersten Anspruch ; falls diese
eine derlei Anstalt nicht errichtet , oder die von ihr errichteten den Bedürfnissen des Verkehres

nicht genügen sollten , können Private die Bewilligung für eine solche Anstalt erlangen , wenn sie
die erforderliche Vertrauenswürdigkeit besitzen.

tz. 12 . Zur Besorgung des Wäg - und Meß -GeschäfteS dürfen nur solche Personen be¬

stellt werden , welche nebst der persönlichen Vertrauenswürdigkeit auch die erforderliche Befähi¬
gung besitzen.

tz- 13 . Die Verpachtung des Ausübungsrechtes von im Besitze der Gemeinden befindlichen

derlei Anstalten ist zulässig ; doch darf dieselbe nicht im Wege einer öffentlichen Konkurrenz vor¬
genommen werden.

tz- 14 . Die Gemeinden haben die in ihrem Bezirke bestehenden öffentlichen Wäg - und
Meß -Anstalten strenge zu überwachen , und jeden wahrgenommenen Uebelstand nach Maßgabe ihres
Wirkungskreises abzustellen , oder der Behörde sogleich anzuzeigen.

tz- 15 . Die öffentlichen Wäg - und Meß -Anstalten sind berechtigt , für jede Operazion des
Wägens oder Messens eine Gebühr nach dem Tarife ( tz. 6 dieses Gesetzes ) einzuheben.

Die Tarife unterliegen der Bestätigung der politischen Landesbehörden über Anhörung

der Handels - und Gewerbekammer . Es ist bei der Bemessung der Tarife in das Auge zu fassen,
daß sie nur eine mäßige Vergütung für die Mühewaltung und für die mit solchen Anstallen ver¬
knüpften Auslagen bilden dürfen.

tz. 16 . Durch den Bestand einer öffentlichen Wäg - und Meß -Anstalt wird Niemand in

dem Rechte beschränkt , seine eigenen Waaren oder Maaren für Dritte unentgeltlich oder entgeltlich
zu messen und zu wägen und unter Beobachtung der gesetzlichen Bedingungen dieses Geschäft auch
gewerbsmäßig zu betreiben.

tz 17 . Mit der Durchführung dieses Gesetzes ist der Minister für Handel und Volks-
wirthschaft beauftragt.
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532
Gemein - eraths -Veschluß

vom 26 . Juni 1866 , Z . 2809 , Mag . Z . 86 .333,

die Regulirung der Straßensäuberung im Stadtbezirke betreffend.
Der Gemeinderath hat in Betreff der Regelung der Straßensäuberung im I . Bezirke

nachstehende Beschlüsse gefaßt:
1. Die Straßenreinigung hat in eigener Regie der Kommune stattznstnden.

2 . Die Reinigung ist in allen Straßen , Gassen und Plätzen zweimal des Tages vorzu¬

nehmen und zwar : Morgens von 6 bis 9 Uhr im Winter und von 5 bis 8 Uhr im Gommer.
Von 8 , beziehungsweise 9 Uhr bis 11 Uhr hat die Nachsäuberung ftattzufinden . Nachmittags ist
die Straßensäuberung von 1 bis 4 Uhr vorzunehmen , wornach die Nachsäuberung zu folgen hat.

3 . Die Straßensänberung steht unter der Leitung des Stadtbauamtes und ist das Straßen¬

reinigungswesen einem eigenen Ingenieur zuzuweisen , und diesfalls vom Stadtbaudirektor ein Ober¬
aufseher aufzunehmen und zu bestellen.

4 . Zum Bebufe der Straßenreinigung wird der I . Bezirk in 10 Sekzionen mit je einem

Aufseher , und jede dieser Sekzionen in Partien , im Ganzen 30 , eingetheilt , wovon 12 auf die alte
Stadt und 18 auf die Stadterweiterungsgründe zu entfallen haben.

5 . Zur Durchführung der Straßenreinigung im I . Bezirke werden sistemisirt : 1 Ober¬

aufseher , 10 Aufseher , 1 Zeugwart . 1 Zeugwart -Gehilfe . 30 Partieführer und 342 Arbeiter.
Dermalen sollen jedoch bis zur Verbauung der Ringstraße und ihrer Umgebung vorläufig

nur 23 Partiesührer und 267 Arbeiter in Verwendung genommen werden.
Der Oberaufseher , Aufseher , Zeugwart und Zeugwart - Gehilfe sind über Vorschlag des

Ingenieurs vom Stadtbaudirektor , die Partiesührer und Arbeiter vom Ingenieur aufzunehmen,
6 . Zur Straßenreinigung sollen nur arbeitskräftige Personen männlichen Geschlechtes ohne

Rücksicht auf das Alter verwendet werden.
7 . Für die aufgenommenen Individuen werden folgende Bezüge bestimmt:

im Winter , im Sommer,

fl . kr. fl. kr.

Oberaufseher . 1 60 . 1 30
Aufseher . 1 30 . 1 10

Zeugwart . 1 30 . 1 10
Zeugwart - Gehilfe . 1 — . 80

Partieführer . 70 . 70
Arbeiter . 63 . 63.

Besondere Zulagen find unzulässig und sollen die Arbeiter zu den verschiedenen Ver¬

richtungen abwechselnd verwendet werden.
8 . Eine Uniformirung wird nicht verfügt , dagegen sollen Abzeichen mit der Nummer der

Partie und des Arbeiters in Anwendung gebracht werden.
9 . Bei Schneefällen hat der Ingenieur die nötbigen Hilfs -Individuen , als Aufseher , Par-

tiesührer und Arbeiter aufzunehmen und zu bestellen , so wie die nothweudigen außerordentlichen

Fuhren anzuweisen , hierüber jedoch unverzüglich die Anzeige sammt der Begründung an den Herrn
Bürgermeister und an den Magistrat zu erstatten.



Für solche Fälle können auch zwei Aushilfs - Schreiber mit einem Taggelde von je Einem
Gulden verwendet werden.

10 - Auf Grundlage dieser Bestimmungen stnd die nöthigen Jnstrukzionen zu entwerfen.

Anhang.
Zufolge Gemeinderaths -Beschlusses vom 19 . April 1866 , Z . 2199 , bat die städt . Buchhaltung

allmonatlich dem Gemeinderathe eine Nachweisung über die Belastung des Reserve¬

fon des  vorzulegen . _

Laut des Hofkanzleidekretes vom 8 . April 1830 , Z . 7311 , wird der Verkauf der
Feuerwerkskörper  nur auf den Erzeuger selbst beschränkt , und es ist demselben nicht gestattet,
einen Dritten zum Verschleiße derselben zu bestellen . Auf die Anfrage , ob diese Beschränkung
nicht m >t Pkt . III des Eiuführuugsgesetzes und mit dem § . 58 der Gew . O . im Widerspruche
stehe und die Konzession auch zum bloßen Verschleiße von Feuerwerkskörpern zu ertheilen wäre,
hat die h. k. k. Statthalterei mit Erlaß vom 23 . April 1866 , Z . 48 .831 , M . Z . 57 .317 , dem

Magistrate bemerkt , daß derselbe zur Ertheilung der Konzession zum Verkaufe dieser Objekte nach
tz. 141 der Gew . O . kompetent erscheine.

Die k. k. Polizei - Direkzion in Agram und das k. k. Polizei - Kommissariat
in Fiume  wurden mit Ende März 1866 aufgelöst  und stnd die bisher von diesen Behörden
besorgten Amtsgeschäfte vom 1. April 1866 angefangen theils von dem Präsidium des k. Statt-
haltereirathes in Agram , theils von dem Obergespan und Zioilkapitän von Fiume und Buccari,
theils endlich von den Stadthauptmannschaften in Agram und Fiume übernommen worden.

(Erlast drr k. k. n. ö. Statthalterei vom 24 . April 1866 , Z. 1451 , Mag . Z . 55 .011 .)

Das k. k. Staatsministerium hat laut Erlasses vom 10 . Mai 1866 , Z . 8823 , die mit

Verordnung vom 7 . März 1866 , Z . 4061 , für die Wasenmeister  getroffene Beschränkung,
Schweine nur für den Hausbedarf halten zu dürfen , auf Grund der inzwischen gewonnenen neuen
Erfahrungen noch weiter auszudehnen , und denselben das Halten von Schweinen  unbedingt
zu verbieten befunden.

(Ertast der k. k. n. 5. Statthalterei vom 17. Mai 1866 , Z. 1751 , Mag . Z. 66 .019 .)

Laut der Erlässe des k. k. Staatsministeriums vom 6 . April 1866 , Z . 6151 , dann vom

3 . Mai 1866 , Z 8172 , haben Sr . k. k. apost . Majestät mit Allerh . Entschließung vom 28 . März

1866 zu genehmigen geruht , daß die Bestimmung des § . 1 des pbarmaceu tischen Studien¬
planes  vom 14. Juni 1859 ( R . G . B . Nr . 113 ) dahin ahgeändert , beziehungsweise erweitert

wird , daß auch der Nachweis von zwei in einer Apotheke der deutschen Bundesstaaten zugebrachten
KoudiziouSjabren den Antritt des zweijährigen Studiums an einer österreichischen Universität zur
Erlangung des Magistergrades der Pharmazie statthaft macht.

(Ertast der k. k. n. ö. Statthaltern vom 21 . Mai 1866 , Z. 13 .413 . Mag . Z. 71 .233 .)
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Zur Vereinfachung des in den §§. 75 und 76 des Amtsunterrichtes zum Heeresergänzungs-
gesetze vorgesckriebenen Verfahrens hat das k. k. Staatsministerium im Einvernehmen mit dem
Kriegsministerium Nachstehendes verfügt:

Die Verhandlungen der Stellungsbehörden wegen Zustandebringung der von der
Stellung Ausgebliebenen  find blos während der fünf ersten Jahre ihrer Militärpflichtigkeit
von Amtswegen und zwar wenigstens ein Mal im Jahre bei den jedesmaligen Vorarbeiten für
die Heeresergänzung durch Vernehmung der Anverwandten und des Gemeiudevorftandes eventuell
auch im Korrespondenzwege zu pflegen, am Schlüsse dieser Periode aber nochmals mit möglichster
Umsschl und Eindringlichkeit zu erneuern.

Wird ungeachtet dessen der Aufenthaltsort des Abwesenden nicht ausgeforscht, so ist auf
Grund dieses Ergebnisses nach dem hierüber zwischen der politischen Stellungsbehörde und dem
Ergänzungsbezirks- Kommando gepflogenen Einvernehmen der betreffende Nachzustellende in den
Ausweisen(Beilagen 17 und 30 des A. U. zumH. E- G.) in den Rubriken„Anmerkung,, als „nicht
ausfindig" einzutragen, was die Wirkung haben soll, daß die Verhandlung wegen Ausforschung
des Militärpflichtigen als abgethan betrachtet, und ohne besonderen Anlaß nicht mehr erneuert,
der Militärpflichtige aber gleichwohl nicht völlig aus der Evidenz gebracht wird, und daher, falls
er sich nach der Hand selbst stellen oder erforscht und gestellt werden sollte, nach§. 44 des H. E -G.
zu behandeln ist.

Die obige in den amtlichen Ausweis aufgenommene Anmerkung hat nur als Notiz für
das betreffende Amt zu dienen, darf also nicht in den, dem Gemeindevorstande mitzutheilenden
Auszug (§. 76 des A. U. z. H. E. G.) übergehen.

Für den Fall, als etwa ausnahmsweise auch die 6. und 7. Altersklasse aufgerufen würde,
sind in jenen Stellungsbezirken, wo dies erfolgt, in demselben Jahre auch die zur Nachstellung
Vorgemerkten dieser Klassen in der im Eingänge erwähnten Weise auszufragen.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 12. Juni 1866, Z. 20.566, Mag . Z. 79.041.)

In Hinkunft hat es von der Verkeilung der Schul Prämien  in den dem Patronate der
Kommune unterstehenden Volksschulen sein Abkommen zn finden, selbstverständlich mit Ausnahme
der bestehenden Stiftungsprämien.

(Gemeinderaths-Beschluß vom 14. Juni 1866, Z. 4142, Mag . Z. 31.880)

Mit der Verordnung des k. k. Staatsminifteriums, des Polizeiminifteriumsund Handels¬
ministeriums vom 25. Mai 1866 (R. G. B. Nr. 72) wurde die Ausdehnung der durch die Ge¬
werbeordnung eingesührten Arbeitsbücher auf die Bergarbeiter und die Aufseher bei
Bergwerken  angeordnet und mit dem Erlasse der k. k. n. ö. Statthallerei vom 18. Juni 1866,
Z. 19.885, Mag. Z. 83.499, die Durchführungs-Vorschrift zu dieser Verordnung bekannt gegeben.

Die Führung ausländischer Staatswappen  durch Gewerbe- und Handeltreibende,
welche österreichische Unterthanen sind, zu Zwecken des Gewerbs- und Handelsbetriebes, wurde im
Allgemeinen gestattet, jedoch das Recht zur Prävalirung solcher Auszeichnungen von einer beson¬
deren Bewilligung abhängig gemacht, deren Ertheilung dem k. k. Staatsministerium im Einver¬
nehmen mit dem Ministerium des Aeußern übertragen worden ist.
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Selbstverständlich kann eine solche Bewilligung nur auf Grund einer speziellen Verleihung
der betreffenden ausländischen Regierung ertheilt werden , welche auch dann nachzuweisen ist, wenn
auf Grund eines erhaltenen ausländischen Titels das betreffende Staatswappen geführt werden will.

Zugleich wurde dem Magistrate bedeutet , daß der Wiener Fabrikant N . N ., welcher um
die Bewilligung zur Führung des kais. französischen Wappens eingeschritten ist, — nachdem der¬

selbe königl . belgischer Unterthan ist , — weder zur Führung des Titels eines französischen Bot¬
schafter -Lieferanten , noch zur Führung des kais. französischen Staatswappens einer besonderen Be¬
willigung der österreichischen Regierung bedarf.

(Erlaß der k. k . n . ö. Statthalterei vom 23 . Juni 1866 , Pr . Z . 2373 , Mag . Z . 83 .497 .)

Wenn bei dem Ableben von Kvmiuuuul -Bedieustetett die Angehörigen deeselben um einen
Beitrag zu den Krankheits - und Leichenbestattungskosten  einschreiten , sind die den¬

selben bewilligten Beträge aus dem in der Präliminars -Ausgabs -Post IV , 1 „zeitliche Ausbilsen
für aktive Beamte und Diener " und hinsichtlich des Lehrerpersonales aus den in den Posten XXV,

1 6 und 2 ä eingestellten Dotazionen zu erfolgen und auf den betreffenden Konten zu verrechnen.
Es hat daher auch künftighin die Vorlage derartiger Gesuche an den Gemeinderath zur Genehmi¬

gung von derlei Unterstützungen , insoferne deren Betrag das im §. 92 lit . I der Gemeindeordnung
bestimmte Ausmaß nicht überschreitet , zu unterbleiben.

(Gemeinderaths - Beschluß vom 6 . Juli 1866 , Z . 1507 , Mag . Z . 90 .361 .)

Laut der von der k. k. n . ö. Staathalterei am 29 . Mai 1866 , Z . 177 .82 . erlassenen , und

im Berufungswege von dem k. k. Staatsministerium mit dem Erlasse vom 12 . Juli 1866 . Z 12 .536,

Mag . Z . 98 .242 , bestätigten Entscheidung ist als Zeitpunkt der Kundmachung des Ge¬

setzes in Betreff der Aufhebung der Bürgerlaste n - Reluizionstaxe  nicht der 20 . März
1866 , an welchem Tage dieses Gesetz in die Wiener Zeitung eingeschaltet wurde , sondern der

26 . März , an welchem Tage das Gesetz im Landesgesetzblatte erschienen ist , anzusehen.
Hiedurch wird der zu Folge Präsidialerlaffes vom 2 . Mai 1866 G . R . Z . 2019 als

Richtschnur ausgestellte , und in das Verordnungsblatt vom 10 . Juli 1866 , Z . 158 , Seite 145

aufgenommene Grundsatz , in der Art berichtigt , daß es statt „ vor dem 20 . März 1866 " und
„am 20 . März " heißen soll „vor dem 26 . März  1866 " und „am 26 . März"

Die Geländer - Anhaltstangen  der freitragenden Treppen sind zur Verhinderung des
muthwilligen , gefahrvollen Herabgleitens auf denselben auch iu den schon bestehenden Häusern
Wiens in Abständen von ungefähr drei Schuh mit Knöpfen oder anderen zweckdienlichen Er¬
höhungen zu versehen.

(Gerneinderaths -Brschluß vom 13 . Juli 1866 Z . 3124 , Mag . Z . 55 .380 .)

Die k. k Statthalterei hat zu Folge Erlasses vom 18 . Juli 1866 , Z . 22 .778 , Mag . Z.
95 .303 , die Konftituirung der bisher außer allem genossenschaftlichen Verbände befindlich gewesenen
Branntweinverschleißer zu einer eigenen Genossenschaft  angeordnet.

Redigirt und heranögegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei S . Gerold 's Sohn.



Verordnungsblatt
für den

Magistrat derk. k. Ncichshaupt- und Residenzstadt Wien.
Jahrgang 1860.

1̂ " 160 erschien am 24. September 1806.

533
Kundmachung

des Magistrates vom 1. Juli 1866 , Z . 39 .253,

betreffend das Führen und Abladen des Eises.

Zufolge Gemeinderaths -Beschlufses vom 6 . März 1866 , Z . 6969 , wird bezüglich der Ein¬

bringung des Eises Folgendes angeordnet:
1 . Zum Eisführen dürfen in Wien nur solche Wagen verwendet werden , welche von allen

vier Seiten dergestalt mit Brettern geschlossen sind , daß das Herabfallen von Eisstücken nicht

möglich ist.
2 . Das Eis ist so nahe als möglich an den Einwurfs - Oeffnungen abznladen und die

Anhäufung von Wägen , sowie überhaupt jede Passage - Hemmung bei dem Abladen strengstens

zu vermeiden . ,
3 . Das Verkleinern des Eises an den auf Straßen und Plätzen befindlichen Etnwurss-

Oeffnungen ist mit der größten Beschleunigung und Vorsicht vorzunehmen.
' 4 . Nach der Einbringung des Eises in die Eisgruben oder Eiskeller hat der Eigentümer

des Eises für die vollkommene Reinigung des Arbeitsplatzes und die Bestreitung desselben nut

Asche, Sand oder Sägespänen unverzüglich ^ orge zu tragen.
Uebertretungen dieser Anordnungen werden nach der kaiserlichen Verordnung vom

20 . April 1854 Reichsgesetzblatt Nr . 96 geahndet werden.

534.
Gemeinderaths -Deschluß

vom 20 . Juli 1866 , Z . 2565 . Mag . Z. 21 .603,

die Entlohnung der leitenden Turnlehrer betreffend.
Der Gemeinderath hat die im § . 16 des Organisazionsplanes für die Einrichtung des

Turnwesens an den Volksschulen Wiens enthaltene und bisher maßgebend gewesene Bestimmung

bezüglich der Entlohnung der leitenden Turnlehrer aufgehoben und dafür nachfolgende Normen
festgesetzt : , . .

1. Die Entlohnung der leitenden Turnlehrer ist so zu bemessen , als ob dieselben in der
dem Turnunterricht aus dem von ihnen geleiteten Platze gewidmeten Zeit , Riegen geführt hatten

(so viel Riegenzeiten per 2 Stunden , so vielmal 5 fl . per Monat ) ; dabet soll der leitende Lehrer
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die üblichen drei Riegen nicht nur führen , sondern er ist auch zum Unterricht derselben verpflichtet.
Diese Riegen können aber nicht besonders angerechnet werden.

2 . Auf solchen Plätzen , wo die gesammte Turnzeit nur 6 Stunden wöchentlich beträgt,
die leitenden Lehrer also nach dem in I ausgesprochenen Grundsätze den Hilfslehrer , die 3 Riegen
versehen , gleichgestellt wären , und bezüglich der Leitungsgeschäfte Entschädiget blieben , wird dem
leitenden Lehrer ein weiterer Riegenbetrag von fünf Gulden monatlich bewilligt.

3 . Wenn die Gesammttnrnzeit eines Platzes 10 Stunden übersteigt , so darf das Honorar
des leitenden Lehrers 40 fl. monatlich nicht übersteigen.

4 . Die leitenden Lehrer erhalten ihre im Laufe des Jahres genossenen Bezüge auch für
den Ferienmonat ausbezahlt.

5 . Aus Plätzen , wo die Turnzeit 10 Stunden wöchentlich und darüber beträgt , und wo
entweder nicht mehr als 2 Riegen zugleich Platz finden oder in manchen Unterrichtszeiten that-
sächlich nicht mehr als 2 Riegen beschäftiget find , wird dem leitenden Turnlehrer gestattet , noch

eine vierte Riege zu übernehmen , jedoch muß hiezu vorerst die Bewilligung des Gemeinderathes
erwirkt werden.

6 . Diese Bestimmungen haben »° m nächsten Schuljahre an in Wirksamkeit zu treten.

S3S.
Erlaß der k. k. ö. Statt !,altcrci

vom 20 . August 1866 , Z . 1082 , Mag . Z . 106 .009,

mit welchem einige Bestimmungen über die Vereinfachung des Geschäftsganges der poli¬
tischen Behörden bekannt gegeben werden.

Zur Erzielung von Geschäftsvereinfachungen bat das k. k. Staatsministerium zufolge A.
h. Genehmigung Sr . k. k. Apost . Majestät vom 12 . März 1866 den politischen Bebörden erster
Instanz nachstehende Geschäfte übertragen:

u) Die seit der Auflösung der Kreisbehörden überall in den Wirkungskreis der Landes-

behorden ubergegangene Ertbeilung von Wochenmarkt - Befugnissen , dann die Bewilligung zur
Verlegung der Einfallstage von Wochenmärkten , worüber jedoch nach dem Erlasse des Staats¬

ministeriums vom 31 . Dezember 1864 Nr . 8090 die Anzeigen von Fall zu Fall im Wege der

Vorgesetzten Landesbehöcde an das k. k. Ministerium für Handel und Volkswirthschaft zu erstatten sind;
6 ) die in den 2 , 25 und 26 des Forstgesetztes vom 3. Dezember 1852 den Kreis¬

behörden zngewiesene Kompetenz bei der Bannlegung von Wäldern und bei Triftbewilligungen;
o) der bisherige Wirkungskreis der Kreisbehörden in Wasserbau - Angelegenheiten , und
6 ) die Bewilligung von Leichen -Transporten und die Ausstellung von Leichenpässen , unter

Erstattung der Anzeige von Fall zu Fall an die betreffende Landesbehörde.
Ferner hat das Staatsministerium mit demselben Erlasse

1. die Bestimmungen des 3 . Absatzes der Verordnung des Staatsministeriums vom

27 . Oktober 18o9 ( R . G . B . Nr . 196 , Verord . Blatt Jahrg . 1859 , S . 177 ) in Betreff der Frist

zur Einbringung von Berufungen gegen Entscheidungen der politischen Behörden zur genauen
Beobachtung hiermit neuerlich in Erinnerung gebracht;

2 . angeordnet , daß die zu Folge der Erlässe des Ministeriums des Innern vom 4 . Fe¬
bruar 18o1 , Nr . 1236 ( St . Z . 4338 ) , vom 4 . September 1852 , Nr . 21 .961 (St . Z . 32 .289 ), vom
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20 . Jänner 1857 , Nr . 641 (St . Z . 3271 ), vom 17 . Februar 1858 , Nr . 23 .992 (St . Z . 8074 ) ,

endlich vom 1. Mai 1860 Nr . 1230 (St . Z . 1718 ) mit Ende Juni eines jeden Jahres an
das Staatsministerium vorzulegenden Ueberstchten über die Zuschläge für Gemeinde -, Bezirks - und
Kreisauslagen von nun an gänzlich zu entfallen haben;

3 . bestimmt , daß die mit dem Erlasse des Staatsministeriums vom 29 . Mai 1865,
Nr . 9362 (St . Z . 22 .119 ) , vorgeschriebenen Berichte über die Ernte - Resultate längstens bis zum
15 . November eines jeden Jahres pünktlich erstattet werden , wogegen es von der Erstattung der
mit Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 4 . Dezember 1862 , Z . 6430 , vorgezeichneten tabel - -

larischen Ernteberichte das Abkommen erhält.

A n h a n g.
Der Gemeinderath hat zu Folge Beschlusses vom 26 . Juni 1866 , Z . 2006 , Mag . Z.

86 .038 , angeordnet , daß von nun an sämmtlichen Kommnnal -Volksschullehrern der Verkauf von
Schulbüchern  unter keiner Bedingung mehr gestattet werden soll.

Das k. k. Staatsministerinm hat auf Grund einer Mittheilung der königl . ungarischen

Hofkanzlei mit dem Erlasse vom 20 . Juni 1866 , Z . 3205 eröffnet , daß Se . k. k. apost . Majestät
mit a . h . Entschließung vom 28 . April 1866 zu gestatten geruht haben , daß die in § . 17 lit . s
des Haustr -Patentes vom 4 . September 1852 enthaltene Begünstigung , nämlich schon nach voll¬
endetem 24 . Lebensjahre hausiren zu dürfen , auf die Hansirer aus dem Sohler
Komitate  rückstchtlich des Handels mit Seiden -, Leinen - und Baumwollwaaren , dann Spitzen,

Kämmen , Glocken , Niemzeng und Eisenwaaren ausgedehnt werde.
(Erlas ; der k. k. n . ö . Statihalterei vom 7 . Juli 1866 , Z . 22 .041 , Mag . Z . 93 . 128 .)

Mit dem Erlasse der k. k. n . ö . Statthalterei vom 8 . Juli 1866 , Z . 22 .241 , Mag . Z.

93 .160 , wurden die zur Regelung des Omnibus - Verkehres in der Praterstraße und
am Praterstern  gefaßten Beschlüsse bekannt gegeben.

Die k. k. Statthalterei hat zu Folge Erlasses vom 11 . Juli 1866 , Z . 22545 , Mag.
Z . 94 .318 , das bisher bestandene Gremium der Buch - , Stejin - und Kup serdrucker  in drei
Genossenschaften , und zwar:

1. der Buch - , Stein - und Kupfer druck er  mit Einschluß der Buch -, Stein - und

Kupserdruckpressen -Jnhaber , der Schriftgießer , Xylographen , Kupferstecher und Stichplattenzurichter;
2 . der Spielkartenerzeuger , und
3 . der Fotografen , Daguerrotypeure  und Inhaber von galvanoplastischen

Anstalten  zu trennen befunden.

Das k. k. Justizministerium hat im Einvernehmen mit den k. k. Ministerien des Staates
und der Polizei den Oberlandesgerichten die Weisung ertheilt , daß künftighin alle Gerichte die
Abtransportirung ihrer Sträflinge nach den Landes - und Zentral - Straf-
anft alten  unmittelbar und ohne Jntervenzion der politischen Behörde zu veranlassen haben,

wodurch jedoch an dem bisherigen Vorgänge der Beistellung der Vorspann durch die politische
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Behörde und der Beistellung der bewaffneten Eskorte durch die k. k. Gensdarmerie , beziehungs¬

weise Militärpolizeiwache nichts geändert wird.
(Erlast der k. k . n . ö. Statthalterei vom 21 . Juli 1866 , Z . 23 .893 , Mag . Z . 102 . 158 .)

Der Gemeinderath hat zu Folge Beschlusses vom 31 . Juli 1866 , Z . 3727 , Mag . Z . 2595,
aus Anlaß einer bedeutenden Ueberschreitung des bauämtlichen Kostenanschlages , die bei der Ein¬

richtung eines neuen Jahrganges an einer der Kommunal -Mittelschulen vorgekommen ist , für die
Direktoren der Kommunal - Mittelschulen eine Jnstrukzion  erlaffen , in welcher die

Gränze ihrer Befugnisse bei Anschaffungen festgesetzt erscheint.

Auf die gestellte Anfrage , ob lebendes Vieh unter den landwirthschaftlichen oder sogenann¬
ten Rohprodukten begriffen sei und sonach der Handel mit lebendem Vieh,  wenn er von
einem als Rohproduktenhändler bereits besteuerten Kontribuenten betrieben wird , der abgesonderten

Bemessung der Erwerbsteuer unterliege oder nicht , wurde bedeutet , daß in dem gesetzten Falle eine
abgesonderte Erwerbsteuerbemessung allerdings stattzufinden hat , da das Erwerbsteuer -Gesetz durch
die Textirung des § . 1. II . d . „alle Handelsunternehmer mit landwirthschaftlichen oder sogenannten
rohen Produkten, " zu erkennen gegeben hat , daß dasselbe unter landwirthschaftlichen Produkten nur
die sogenannten rohen Produkte (Bodenprodukte ) , zu welchem aber das zum Handel bestimmte Vieh
nicht gezählt werden kann , verstanden haben wollte.
(Note der k . k. Steueradministrazion für Wien vom 14 . August 1866 , Z . 5115 , Mag . Z . 109569 .)

Laut Rathsbeschlusses vom 30 . August 1866 , Z 99 -131 , hat der Magistrat mit der k. k.

Polizeidirekzion in Wien ein Uebereinkommen dahin getroffen (s. Verord .-Blatt , Jahrgang 1866,
S . 119 ), daß die hierortigen Erhebungen über Gewerbs - Konzessionswerber  mittelst
der üblichen br . m . Noten nicht mehr , wie bisher , au die k. k. Polizeidirekzion , sondern an das

k. k. Polizeikommiffariat der letzten Ubikazion des Bittstellers zu leiten seien , welches mit Zuhilfe¬

nahme des polizeilichen Evidenzblattes über das Vorleben des Gewerbswerbers die Erhebungen
pflegen , und diese unmittelbar an den Magistrat zurückleiten wird.

Die k. k. Polizeikommissariate sind von der k. k. Polizeidirekzion angewiesen worden , in
dem Falle , als wegen des in einem anderen Bezirke gelegenen Gewerbslokales oder ans anderen
Gründen mehr als ein Kommissariat sich zu äußern hätte , den bezüglichen Akt von dem einen

zu dem anderen Kommissariate zu senden , und erst nach seiner vollständigen Erledigung an den
Magistrat zurückzustellen.

In Gemäßheit der A . h . Entschließung vom 19 . Jänner 1866 ist die Auflösung der

k. k. Polizeibehörden  in Linz , Salzburg , Innsbruck und Botzen . Laibach , Klagenfurth , Troppau,
Czernowitz , dann in Preßburg , Oedenburg , Großwardein , Hermannstadt , Klausenburg und Kron¬
stadt , Agram und Fiume bereits durchgeführt und sind die staatspolizeilichen Geschäfte dieser Be¬
hörden den dazu berufenen Länderstellen und politischen Behörden , die lokalpolizeilichen Agenden
aber den bezüglichen Kommunalämtern übertragen worden.
(Erlaß der k. k. n . ö. Statthatterei vom 13 . September 1866 , Z . 5028 , Pr . Mag . Z . 116 .837 .)

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C. Gerold 's Sohn.



für den

Magistrat derk. k. MMaupl - und Kcsidrnzstadt Wien.
Jahrgang 1866.

erschien am 16 . November 1866.

538.
Kundmachung

des Magistrates vom 21 . September 1866 , Z . 113 .748,

die Anmeldungen über Sterbesälle im Todtenbeschreibamte und in den Gemeindebe .zirks-

Kanzleien betreffend.

Nach der bisher bestandenen Einrichtung mußte jeder Sterbefall in dem Gemeindegebiete

Wien wegen der vorzunehmenden Leichenbeschau bei dem Todtenbeschreibamre des Magistrates im
Nathhausgebäude angemeldet werden.

Da nunmehr von dem Gemeinderathe das Todtenbe )chauwe )en geregelt , und von der

k. k. n . ö. Statthalterei die Jnstrukzion für die Beschauärzte genehmiget worden ist , so werden
die Bewohner von Wien in Kenntniß gesetzt, daß in Ausführung des Anmeldnugs - und Beschau¬

wesens nachstehende Anordnungen bestimmt worden sind.
1. Bom ersten Oktober l . I . angefangen stnd die in der inneren Stadt vorkem-

mendeu Sterbesalle , wie bisher , bei dem Todtenbeschreibamte des Magistrates im Nathhausgebäude,

Sterbefälle in den Gemeindebezirken aber in den Kanzleien der betreffenden Gemeindebezirke

baldmöglichst sowohl Vor - als auch Nachmittags unter genauer Angabe des Vor - und Zunamens
des Verstorbenen , der Angehörigen , der Gaffe , der Haus - und Wohnungs -Nummer anzuzeigen.

2 . Vor dem Erscheinen des Beschauarztes darf die Leiche weder umgekleidet noch in eine

Leichenkammer übertragen , sondern muß im Sterbeorte belasten werden.
3 . Der vom behandelnden Arzte ausgestellte Todtenschein und die von dem Verstorbenen

hinterlafsenen Legitimasions -Dokumenle , als : Geburts - — Taufschein , Wanderbuch , Heimatschein,
Reisepaß re. sind für den Beschauarzt zur Einsicht bereit zu halten.

4 . Nach Ausfertigung des Todtenbefundes durch den Beschauarzt ist in allen Sterbe-

sällen ( sowohl in der Stadt als den übrigen Bezirken ) der Beschaubefund beim Todtenbeschreib-
amte im Nathhausgebäude abzugeben und daselbst die Todtenbeschau - und Schreibgebühr von zwei

und vierzig Kreuzern ö. W . zu entrichten.
5 . Vom 1. Oktober l . I . angefangen dürfen nur solche hölzerne Särge in Verwendung

genommen werden , welche im Innern am Boden und an den Seitenwänden bis zum Deckel mit
Pech entsprechend bestrichen sind ; die Auspechung der Särge muß demnach kurz vor ihrer Ver¬
wendung vorgenommen werden , damit alle Fugen und Riffe mit Pech verstrichen , die Särge

wasserhältig machen.
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S37.
Gemeinderaths -Veschluß

vom 30 . Bktolier 1866 , Z . 4300 , Mag . Z. 139 .159,

mit welchem die Termine zum Bezüge der Qnartiergelder für die städtischen Beamten

und Diener abgeändert werden.

Der Gemeinderath hat in seiner Sitzung vom 30 . Oktober 1866 , die auf das Quartier-
geld -Bezugsrecht der städtischen Beamten und Diener bezugnehmenden Verordnungen unter Rück-
fichtsnahme auf die eingeführten Wohnungskündiguugs - und Räumuugstermine und unter Bedacht,

nähme auf die in Folge hievon in Hebung gekommenen Zinszahlnngstage in nachfolgender Welfe
zu modistziren beschlossen.

1. Das Qnartiergeld wird halbjährig  vorhinein erhoben und am 1. Mai für die
Zeit vom Maitermine bis zum Novembertermine , und am 1. November  für die Zeit vom Novem¬
bertermine bis zum Maitermine.

2 . Der Zeitpunkt,  mit welchem die Beamten und Diener in den Genuß des Qnartier-

geldes einzntreten  haben , wird vom Tage des abgelegten Diensteides und folglich von jenem
der anfangenden Besoldung dergestalt bestimmt , daß jene Beamten und Diener , welche vor dem

1. Mai oder 1. November den Diensteid abgelegt und folglich den Gehalt zu beziehen angefangen
haben , das mit ihrer Diensteskategorie verbundene Quartiergeld von dem Mai - oder November¬
termine angefangen zu erhalten , während jene , welche am 1. Mai oder 1 . November oder später
den Diensteid ablegen , und ihren Gehalt zu beziehen anfangen , in den Genuß des Quartiergeldes
erst von dem darauffolgenden Termine einzutreten haben.

3 . Bei dem Todesfälle  eines mit Quartiergeld betheilten Beamten oder Dieners
haben dessen sich legitimirende Erben das Quartiergeld noch für das nächste halbe Jahr , somit
die Erben eines nach dem 13 . Mai verstorbenen Beamten oder Dieners noch für die Zeit vom

nächstfolgenden November -Termine bis zum Mai -Termine , und jene eiiws nach dom 13 . November
verstorbenen Beamten oder Dieners noch für das nachfolgende halbe Jahr vom Mai -Termine bis
zum November -Termine zu beziehen.

4 . Ebenso gebühret den in Pensions - oder Quieszenten - Stand  versetzten
Beamten oder Dienern das Quartiergeld noch für den nächstfolgenden halbjährigen Termin vom
Tage der zu bescheinigenden Zustellung des ihnen darüber ausgefertigten Pensions - oder Quies¬

zenten - Dekretes an gerechnet , wobei der 13 . Mai und 13 . November einschlüssig , als die zur
Bestimmung des Ablaufes des Termines erforderlichen Tage , und zwar dergestalt anzunehmen
sind , daß wenn das Dekret am 14 . Mai oder am 14 . November oder später zugestellt worden
wäre . der Beamte noch das Recht zum Bezüge des halbjährigen Quartiergeldes vom nächsten
November - bis Mai - Termin oder vom nächsten Mai - bis November - Termin zu erhalten habe.

A n h a n g.
Zur Regulirung des Feuerwach - und Telegrafen - Dienstes auf dem St . Ste¬

fans thurme  wurde Folgendes verfügt:
1. Die Löschmannschaft soll um vier Mann vermehrt werden.
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2 . Der Telegrafen - und Feuerlöschdieust am St . Stefansthurme hat durch die Leftch-

mannschaft zu geschehen . „ ^
3 . Um keinen Ausfall in der städtischen Kasse zu erhalten , soll die Verwendung der

Löschmannschaft und die Aufnahme der vier neuen Löschmänner nach und nach in der Weise statt¬
finden , daß , sobald eine entsprechende Dienerstelle beim Magistrate leer wird , dieftlbe einem der
vier oder der noch existirenden Thurmwächler verliehen und dessen Dienst als solcher von einem

Löschmanne fortan versehen wird.
4 . Nebst seiner Löhnung soll der beim Thnrmwächterdienst verwendete Löschmann zwanzig

Kreuzer tägliche Zulage bekommen.
(Gemnnderaths -Brschtust vom 26 . Juni 1866 , Z. 7365 , Mag . Z. 6459 .)

Das k. k. Staatsministerium hat mit dem Erlasse vom 1. August 1866 , Z . 13062 , für

die allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten  der Stadt Wien
1. die Belastung der Verpflegsgebühr der I . Klasse mit 3 fl. per Tag und Kopf;
2 . die vorläufige Erhöhung de,' Verflegsgebübr der II . Klasse von 1 fl. 40 kr. aus l fl.

50 kr. per Tag;
3 . die vorläufige Erhöhung der Verpflegsgebübr III . Klasse

a) für Auswärtige von 66 kr. auf 70 kr. täglich;
d ) für zalungsfähige Wiener von 45 kr. aus 47 kr. ;

<;) für zalungsunsähige Wiener von 31 kr. aus 33 kr. bewilligt.
Die Einhebung dieser erhöhten Verpflegsgebühren wird vom 1. September 1866 an¬

gefangen erfolgen.
(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 6. August 1866 , Z. 26262 , Mag . Z. 101 .447 ).

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat mit dem Dekrete vom 5 . Juli 1866 Nr . 21,9 .) den

Magistrat mit Bezug aus das Heimathsgesetz vom 3 . December 1863 , für verpflichtet erkannt,
die Beerdigungskosten  für ein in einer fremden Gemeinde verstorbenes , nach Wien zustän¬

diges , vermögensloses Individuum zu bestreiten.
Dem diesfalls vom Magistrate ergriffenen Rekurse hat das k. k. Staatsministcnnm aut

Erlasses vom 3 . September 1866 Z . 14067 keine Folge gegeben.

(Ertast - er k. k. n. ö. Statthaltern vom 6. September 1866 , Z. 29,55 i , Mag . Z. 115,000 .)

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat genehmigt , daß die Gcwerbegruppen der Schilder¬

und Schriftenmaler , der Erzeuger lackirter Blechwaren , der Blechwarenlackirer,

Wappenmaler , Marmorirer , der Lederbuchstaben - Erzeuger , Wachslernwand - unr
Wachstapetenmacker und der Malerleinwandgrundirer,  aus der Genossenschaft der
Anstreicher . Lackirer und Vergolder ansscheiden und außer einem genossenschaftlichen Verbanne
verbleiben.

(Ertast - er k. k. n. ö. Statthaltern vom 12. September 1866 , Z. 29004 , Mag . Z. 120 .5070

Mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums für Handel und Volkswirthschaft vom 11 . Sep¬

tember 1866 , Z . 14452 , ist der Voranschlag des Erfordernisses der n . ö. Handels - und
Gewerbekammer  für das S . I . 1867 in dem Betrage von 31 .000 fl. genehmigt worden.
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Da hievon nur 5.800 fl. eine Bedeckung haben, wurde zur Deckung des übrigen Be-
rrages eine Umlage von zwei und einem halben Neukreuzer auf den Gulden ö. W. der Erwerb-
Steuer der Handel- und Gewerbetreibenden und der Einkommensteuer von Bergwerken festgesetzt.
>Verordnung der k. k. n. ö. Statthaltern vom 18. September 1866, Z. 30.654, Mag . Z. 129091.)

Seine k. k. apost. Majestät haben laut A. h. Handschreibens vom 3. Oktober 1866, in
Nolge der ftattgefundenen Abtretung des lombardisch-venezianischen Königreiches an Frankreich und
bezüglich Sardinien , Allergnädigst zu beschließen geruht, den Titel : „König der Lombardie
und Venedigs " hin furo abzulegen.

Es ist daher in den im A. h. Namen auszufertigenden Erlässen ?e., dann in den Eides¬
formeln, der Beisatz: „König der Lombardie und Venedigs" wegzulassen.
(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 10. Oktober 1866, Z. 6081, Pr . , Mag . Z. 132.933.)

Den Lehrern der fremden Sprachen  an den Kommunal-Mittelschuleu ist in Zu¬
kunft kein höherer Gebalt als 600 fl. zuzuweisen.

(Gnnnnderaths-Oeschluß vom 12. BlUober 1866, Z. 4183, Mag . Z. 96.270)

Das k. k. Polizeiministerium nimmt laut Erlasses vom 5. Oktober 1866, Z. 2508, keinen
Anstand den vom Magistrate gestellten Antrag zu genehmigen, wornach das mit dem Polizei-
minifterial- Erlasse vom 22. Juni 1866 Z. 1224 (s. Verordn.-Blatt, Jahrg . 1866, S . 156) bei
Einholung von Jlnormazionen über Gewerbs-Konzessionswerber augeordnete abgekürzte Verfahren
auch aus die Einholung von solchen Juformazionen  über Bewerber um das Bürger¬
recht . die Einbürgerung , um Zuständigkeit und um Hausirbefugnisse  ausgedehnt
werden soll, unter der von der Wiener Polizei- Direkzion dahin beantragten Modalität , daß das
Bezirkskommissariat des letzten Domizils, wenn der Bewerber früher in einem oder verschiedenen
anderen Bezirken wohnhaft gewesen ist, mit den betreffenden Kommissariaten im kürzesten Wege
über dessen Verhallen sichm s Einvernehmen setze.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 15. Mtober 1866, Z. 32.934, Mag . Z. 136.628.)

Die politischen Behörden im lomb . - venez . Königreiche  sind in Folge des
Friedens Abschlusses mit Italien angewiesen worden, ihre Amtswirksamkeit  gleichzeitig mit dem
Ruckzuge der k. k. Truppen aus den betreffenden Festnngsplätzeu einz »stellen;  demgemäß hat
auch die Statthaltern Kommission in Verona am I I. Oktober 1866 zu fungiren aufgebört.
(Erlaß der k. k. n. o. Statthalterei vom 15. Mtober 1866, Z. 6258, Pr . Mag . Z. 133.704.)

Die Ministerien des Staates , der Finanzen und des Handels haben sich dahin geeinigt,
daß es in allen deutsch- slavischen Kronländern von der Ausstellung besonderer Erwerb-
steuerscheine für die Hausirer sein Abkommen  erhalte , und daß die Abquittirung der
Hausirgebühr oder der bezüglichen Auszalungen bloß auf den Hausirbuchsblättern, Rubrik „An¬
merkung" erfolge.

(Erlaß der k. k. u. ö. Statthaltern vom 15. Oktober 1866, Pr . Z. 33556, Mag . Z. 133492.)

R -digirt und herausgegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C. Gerold ' S Sohn.



für den

Magistrat der k. k. Nrichshaiipt- und Ncsidcnzftadt Wien.
Jahrgang 1866.

162 erschien am 31. Dezember 1866.
538 .

G cmeind eraths -De sch lnß
vom 6 . November 1866 , Z . 2725 , Mag . Z . 64 .600,

die Zuständigkeit der Kommunal - Beamten betreffend.
(S . Verord.-Blatt Jahrgang 1L66. S . 144.)

Der Gemeinderath bat über Antrag des Magistrates genehmigt , daß alle gegenwärtig

definitiv mit Gehalt angeftellten Kommunal - Beamten als zuständig nach Wien erklärt werden;
daß ferner jedem neu angeftellten Beamten mit der Anstellung zugleich die Zuständigkeit verliehen
werde und daß endlich bei Ausarbeitung der neuen Gemeinde -Ordnung für Wien in dem be¬

treffenden Paragrafe auch die Gemeinde Beamten , welche definitiv angestellt sind , als zuständig

angeführt werden.

A n h a n g.

Die k. k. Finanz - Laudes -Direkzion bat zu Folge Erlasses vom 17 . September 1866 , Nr . 18 .910,
anläßlich der Erledigung eines Rekurses erinnert , daß nur jene Vorstellungen in Erwerb¬
steuersachen,  über welche Bericht vom k. k. Finanz -Ministerium abgefordert ist , als Ministerial-

Rekurse anzusehen , beziehungsweise mit Tabellen irr ärrplo vorzulegen sind . Ohne Auftrag zur
Berichterstattung ist es unstatthaft , eine Entscheidung des Ministeriums über Vorstellungen gegen
Entscheidungen der k. k. Finanz -Landes -Direkzion in Erwerb - und Einkommensteuer -Angelegenheiten

einzuholen , weil , wie durch ausdrückliche spezielle Weisungen angeordnet und von dem Finanz-
Ministerium unterm 15 . November 1856 . Z . 4803 , zur genauen Beachtung bemerkt wurde , in

den gedachten Angelegenheiten ein weiterer Rekurszug an das Finanz -Ministerium nicht Platz zu
greifen hat.

(Note der k. k. Steucr - Administrazion für Wien vom 8 . Mtober 1866 , Z . 6167 , Mag . Z . 135 .374 .)

Laut Erlasses des k. k. Staatsministeriums vom 21 . Oktober 1866 , Z . 17 .942 , ist dem

Kriegsministerium zur Kenntniß gelangt , daß mehreren bei der letzten Heeresergänzung assentirten
Studenten , welche gute  Fortgangs - Zeugnisse erlangt hatten , die Beurlaubung zur Fort¬

setzung der Studien  verweigert wurde.
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Das Kriegsministerium fand sich hiedurch veranlaßt, mit dem Reskripte vom 15. Oktober
1866, Z. 7325, Abth. 2. den Truppen-Kommandanten aufzutragen, solchen Individuen überhaupt,
wenn sie militärisch abgertchtet sind und sich mit guten Studien -Zeugnissen ausweisen. die zur
Fortsetzung der Studien erbetene Beurlaubung unter friedlichen Verhältnissen auch außer der ge¬
wöhnlichen Urlaubstour zu bewilligen.

Es wird Sache der Truppen - Kommandanten sein, sich in geeigneter Weise und durch
Einholung der Schulzeugnisse die Ueberzeugung zu verschaffen, ob derlei ausnahmsweise beurlaubte
Soldaten auch wirklich den Studien obliegen und sich durch den Studien -Erfolg des fortgesetzten
Genusses der zugestandenen Begünstigung würdig erweisen.

Wo diese Bedingungen nicht zutreffen, wird die Einberufung vom Urlaube erfolgen und
eine erneuerte ausnahmsweise Beurlaubung nicht mehr Platz greifen.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 26. Moder 1866, Z. 34.645, Mag . Z. 138.697.)

Da sich nach einer Anzeige der Gensdarmerie-General-Jnspekzion die ankommenden und
abgehenden Militär -Urlauber  nur in den seltensten Fällen bei den Gensdarmerie - Posten-
Kommanden melden,  so daß die Evidenzhaltung derselben nicht mit jener Genauigkeit ge¬
pflogen werden kann, wie es die militärischen Interessen erfordern, so hat das k. k. Kriegsmini-
fterium mit dem Reskripte vom 19. Oktober 1866, Z. 7377, Abth. 2 , an sämmtliche Landes-
General-Kommanden die Weisung erlassen, daß Seitens der Truppen, Armeeanstalten und Er¬
gänzungs- Bezirkskommanden die zur Beurlaubung abgehende Mannschaft überhaupt über ihre
Obliegenheiten während des Urlaubes und insbesondere bezüglich der besagten Meldungen stets
eindringlich belehrt werde.

Hievon wurden die k. k. Bezirksämter, der Magistrat und die k. k. Polizeidirekzion in
Folge Erlasses des k. k. Staatsministeriums vom 24. Oktober 1866, Z. 18.050 , mit dem Aus-
trage in die Kenntniß gesetzt, in Anbetracht der Wichtigkeit dieses Gegenstandes für den a. h. Dienst
auch ihrerseits der Evidenzhaltung der Militär -Urlauber die unumgänglich nöthige Aufmerksamkeit
zu widmen, hiebei die Ueberzeugung zu schöpfen, ob die vorgeschriebenen Meldungen bei den
Gensdarmerie-Posten abgestattet wurden, in Unterlassungsfällendie betreffende Mannschaft hiezu
zu verhalten, bei den periodischen Vergleichen der Urlauber-Evidenzen mit jenen der Ergänzungs-
Bezirkskommanden. bei Eruirung unevidenter Urlauber-Mannschaft und überhaupt bei den ein¬
schlägigen Amtshandlungen die Urlauber-Protokolle der GenSdarmerie- Organe entsprechend zu
benützen.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 29. Dktober 1866, Z. 34.891, Mag . Z. 142.899 .)

Die k. k. n. ö. Statthalterei hat mit Beziehung auf die Erlässe vom2. November 1854,
Z. 39.294, vom 26. August 1856, Z. 38.141 (s. Verord.-Blatt Jahrg . 1858, S . 56), und vom 16. Mai
1860, Z. 21.752 (s. Verord.-Blatt Jahrg . 1860, S . 228), zum Behufe der Geschästsvereinfachung
angeordnet, daß es von der bisher stattgefundenen Vorlage der vierteljährigen negativen Berichte
über die in Erledigung gekommenen gedienten Militärs vorbehaltenen Zivilstaats¬
dienstposten und derenBesetzung  von nun an das Abkommen zu erhalten hat, daß dagegen
aber wie bisher auch in Zukunft die bezüglichen Berichte und Ausweise über wirklich stattgefundene
Erledigungen und Besetzungen von derlei Stellen längstens bis 8. des auf jedes Solarquartal
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legen sind.

Desgleichen wurde auch noch mit Beziehung auf den Erlaß vom 17 . Oktober 1854,

Z . 31 .023 . zur Darnachachtung angeordnet , daß rücksichllich der auf Zivildienstposten untergebrachten
pensionirten k. k. Offiziere und Primaplaniften nur die Quartalöausweise über die wirklich statt¬
gefundene Unterbringung von derlei Individuen bis 8 . des auf jedes Solarquartal folgenden
Monates nach dem vorgeschriebeuen Formulare vorzulegen sind , daß aber die Erstattung der dies¬

bezüglichen negativen Anzeigen in Zukunft ganz zu unterbleiben hat.
(Erlaß der k. k . n . ö. Statthaltern vom 5 . November 1866 , Z. 35 .290 , Mag . Z . 143 .391 .)

Der galizische Landes fond  sammt Nebensonden und sonstigen Landesanstalten ist
mit 1. Oktober 1866 in die Verwaltung des galizischen Landes -Ausschuffes übergegangen , und

sind demgemäß Verhandlungen über uneinbringliche Kurkosten , so wie sonstige den Landesfond be¬
treffende Angelegenheiten an den galizischen Landes -Ausschuß in Lemberg zu leiten.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 18 . November 1866 , Z . 35 .301 , Mag . Z . 147 .838 .)

lieber Antrag des Magistrates hat der Gemeinderath den Beschluß gefaßt , von der ge-

legenheitlich der Feststellung des Beamtenstatus des Stadtbauamtes beschlossenen Sistemistrung
von zwei Kanzleibeamtenstellen mit den Gehalten von 700 fl . und 600 fl. abzugehen und dafür
zu genehmigen , daß die zweite und dritte Kategorie der Kanzlei - Offiziale  mit den
Gehaltsabstufungen von 735 fl. und 630 fl. sammt dem sistemmäßigen Quartiergelde um je eine
Stelle vermehrt werde,  so , daß künftig die zweite Kategorie der Kanzlei -Offiziale eilf  und

die dritte Kategorie zwölf  Individuen in sich zu fassen habe.
(Gkmeinderaths - Brfchluß vom 23 . November 1866 , Z . 2475 , Mag . Z. 149 633 .)

In Hinkunft hat die Ausfertigung von Rathschlagen an das Oberkammeramt bei Ab¬

schreibung von uneinbringlichen Kanzleitaxen  zu unterbleiben und es ist dasselbe von
der Abschreibungs -Verordnung in der nämlichen Weise wie die städt . Buchhaltung , nämlich durch

Mittheilung des bezüglichen magistratischen Geschäftsbogens , beziehungsweise mittelst des sogenann¬
ten „ Videat " zu verständigen.

(Magistrats - Verordnung vom 1. Dezember 1866 , Z . 149 .620 .)

Um die Hereinbringung von Steuer - und Gebühren -Rück ständen  bei Exe-

kuzionen unbeweglicher Güter möglichst zu sichern , wurde mit dem Erlasse des k. k. Justizministeriums
vom 7. Dezember 1866 (R . G . B . Nr . 155 ) verordnet , daß die Gerichtsbehörden von jeder Be¬

willigung der exekutiven Feilbietung eines unbeweglichen Gutes das Steueramt , in dessen Bezirke
die Realität gelegen ist, zu verständigen haben , damit dieses dadurch in den Stand gesetzt werde,
die Steuern , welchen ein gesetzliches Pfandrecht auf dem Gute zukommt , in gehöriger Zeit bei dem

Gerichte anmelden zu können . -

Mit der kaiserlichen Verordnung vom 9 . Dezember 1866 (R . G . B . Nr . 157 ) wurde

das Ausmaß der Ruhebezüge und Abfertigungen der Staatsbeamten und pen¬

sionsfähigen Diener  bekannt gegeben.
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Der Magistrat wird vom Verwaltungsjabre 1867 angefangen von der mit dem Erlasse der

k. k. Finanz Landes -Direkzion vom 6. Juni I8l >3 ( s. Verord .-Blatt Jahrg . 1863 , S . 124 ) angeordne¬
ten Vorlage monatlicher Gebahrungs - Ausweise  über die direkten Steuern enthoben.

Es ist jedoch dem Staude der Steuerreste das unverrückte Augenmerk znzuwenden , um

einem nach den individuellen und lokalen Verhältnissen nicht gerechtfertigten Anschwellen dieser
Rückstände mit Umsicht und Tbatkrait entgegentreten zu können.

(Erlaß der k. k. öjlerr . Finanz - Landes - Direkziou vom 17 . Dezember 1866 , Z . 24 861 , Mag . Z . 159 779 .)

Seine k. k. apostolische Majestät haben am 24 . November 1866 nachstehendes a . h. Hand¬
schreiben allergnädigst zu erlassen geruht:

„Anläßlich voraekommener Zweifel und Anfragen über die Behandlung der von Mir

bezeichneten Gesuche  finde Ich im Interesse der sich an Mich wendenden Bittsteller zur Er¬
zielung eines gleichförmigen Vorganges unter Bezugnahme auf Mein Handschreiben vom 4 . De¬
zember 1849 zu erinnern:

1. Meine eigenhändige Bezeichnung verpflichtet in allen Fällen zur Erstattung einer Aus¬
kunft oder eines Antrages mit Berücksichtigung der etwa vorhandenen Motive für einen Guadenakt.

2 . Die auf Meinen Befehl erfolgte Bezeichnung „rrti Im ^ errrtore " verpflichtet das Mini¬

sterium oder die Zentralstelle über das so bezeichnet Gesuch die nölhigen Erhebungen einzuleiten
und ermächtigt zur Vorlage eines Guadenantrages oder Einholung einer Entschließung.

Es bleibt dabei dem Minister oder Cbef einer Zentralstelle überlassen , alle derlei Gesuche,
wofür nach den Erhebungen keine im Gnadenwege zu berücksichtigenden Umstände sprechen , worüber

also eine Anzeige bei Mir oder Meine unmittelbare Einwirkung nicht nöchig erscheint , sofort und

ohne vorläufige Vortragserstattnng der normalmäßigen Erledigung zuzuführen oder der sonstigen
durch Gesetze und Normen vorqeschriebenen Amtshandlung und Verfügung zu unterziehen.

3 . lieber alle nicht bezeichnet hiuabgelangtn Gesuche , für welche übrigens die bisher bei den

Zentralstellen übliche Bezeichnung „ad aula " zur Vermeidung irriger Auffassung in Zukunft abzustellen
ist. haben die Behörden nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften das Amt zu handeln.

Durch die von Seiner kaiserlichen Hoheit dem Herrn Erzherzoge Rainer  erlassene Wei¬

sung vom 15 . Juni 1865 ist eine Aenderung in der Behandlung der bezeichneten Gesuche nicht
beabsichtigt und nicht verfügt worden , sondern es sollte dem Mißbrauche und der unrichtigen An¬
sicht gesteuert werden , daß über ein unbezeichnet hinabgelangtes Majestätsgesuch keine andere Amts¬
handlung als die Abweisung möglich und erforderlich sei. weil sonst derlei im besten Glauben und

Vertrauen an Mich gerichtete Gesuche einer ungünstigeren Behandlung ausgesetzt wären , als wenn
die Bittsteller ihre Gesuche unmittelbar an das betreffende Amt gerichtet hätten.

Jnsoferne also ein solches unbezeichnetes Gesuch Anhaltspunkte für eine besondere gesetz¬
liche Verfügung oder Amtshandlung bietet , soll diese von der einschlägigen Behörde jener Instanz,
an die das Gesuch gelangt , im eigenen Wirkungskreise und ohne eine spezielle höhere Weisung
vor der Verbescheidung des Bittstellers jederzeit veranlaßt werden , und wenn sich in Folge dessen

fo beionders rücksichtswürdige Umstände zeigen , daß ein außerordentlicher Gnadenantrag gerecht¬
fertigt erscheint , fo kann Mir solcher ausnahmsweise unterbreitet werden . "

(Erlaß der k. k . n ö. Statthalterei vom 22 . Dezember 1866 , Z . 7693 Pr . - Maq . Z . 161 .801 . )

NcviZivt und hcrauogegel -en vom Magistrate . - Wien , gedruckt bei C. Gerold ' s  Sohn.
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